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der betrachteten Studiengänge
wird auf den Einsatz von Selekti-
onsinstrumenten verzichtet. Staat-
liche Hochschulen setzen stärker
auf objektive Selektionskriterien als
private Hochschulen, welche ihrer-
seits häufiger auf subjektive Aus-
wahlinstrumente zurückgreifen.
Aus den Ergebnissen wird ersicht-
lich, dass deutsche Hochschulen
von ihrer Autonomie im Zuge der
Bewerberselektion Gebrauch machen, was jedoch dem
Abbau von Wechselbarrieren innerhalb des Hochschul-
systems entgegensteht.

Um eine effiziente Allokation staatlicher Fördermittel
zur Verbesserung der Hochschullehre geht es im dritten
Aufsatz dieses Heftes. Dabei untersuchen die Autoren
Roland Bloch, Alexander Mitterle, Christian Rennert und
Carsten Würmann, den durch den QPL-Mittel induzier-
ten Personaleffekt und dessen Auswirkung auf zusätzli-
che (Kompensation), erweiterte (Aufgabenerweiterung)
und qualitativ bessere (Stratifikation) Lehre. Um zu un-
tersuchen, wie Universitäten die zur Verfügung gestell-
ten QPL-Mittel hinsichtlich Kompensation, Aufgabener-
weiterung und Stratifikation allokieren, greifen die Au-
toren auf die QPL-Projektdatenbank zurück und erhal-
ten damit Informationen zu 25 Universitäten die 736
QPL-Lehrende beschäftigen. Die mithilfe einer Cluster-
analyse produzierten Befunde implizieren einen vorwie-
gend kompensatorischen QPL-Mitteleinsatz.

Joachim Prinz

Seit die Zusammensetzung der Studierendenschaft noch
stärker als bisher die Zusammensetzung der Bevölkerung
widerspiegelt, werden auch gesellschaftliche Spannun-
gen und Konflikte stärker als bisher in den Hochschulen
ausgetragen. Wie intensiv Hochschulleitungen damit
konfrontiert werden und darauf reagieren, ist lokal 
sicherlich unterschiedlich. Die Universität Bielefeld eig-
net sich als Exempel und doch als Sonderfall, weil sie das
Institut für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltfor-
schung in den eigenen Mauern hat, das selbst auch poli-
tisch aktiv ist und das Rektorat berät. Die Verschärfung
der Konflikte und wie sich das Rektorat an die Dimen-
sionen heranarbeitet, ist hier in einer knappen Doku-
mentation zusammengetragen worden. 

Ergänzung: Wolff-Dietrich Webler

Der 19. Workshop Hochschulmanagement der wissen-
schaftlichen Kommission Hochschulmanagement im
Verband der Hochschullehrer für Betriebswirtschaft e.V.
(VHB) fand am 21. und 22. Februar 2017 an der Helmut-
Schmidt-Universität in Hamburg statt. Auf dem Work -
shop wurden erstmals Vorträge zu einem Schwerpunkt-
thema und weiteren heterogenen, das Hochschul -
management betreffenden Themen, präsentiert. Sechs
Aufsätze zum Schwerpunktthema Drittmittel(-for-
schung) fanden bereits Eingang in das Heft 1/2018, drei
weitere Artikel aus dem offenen Programm der Tagung
werden in dieser Ausgabe veröffentlicht. Dabei kreisen
die drei vorgestellten Aufsätze in ihrer Gemeinsamkeit
um eine effizientere Allokation knapper Ressourcen im
Hochschulbetrieb, wobei Lehrpersonal und Studierende
als Stakeholder besonders betrachtet werden. Während
nämlich auf Warenmärkten alleine der Preis bestimmt
wer welches Produkt bekommt, funktionieren klassische
Matching-Märkte, wie der Hochschulmarkt, nicht auf
diese Art und Weise. Die drei folgenden Aufsätze beru-
hen auf diesem Hintergrundgedanken, zeigen „mis -
matches“ auf und geben Verbesserungsvorschläge an.

Möglicherweise entwickeln sich solche „mismatches“ in
Zukunft aufgrund der zunehmenden Etablierung ökono-
mischer Steuerungsprinzipien an Universitäten. Wäh -
rend einerseits die outputorientierte Mittelvergabe und
die Besoldung der Professoren die Effizienz der Univer-
sitäten gesteigert hat, geht damit aber auch ein erhöhter
Leistungsdruck und ein Gefühl der Fremdbestimmung
für Professoren einher. Vor diesem Hintergrund analy-
siert der erste Beitrag von Benedict Jackenroll und Chris -
tian Julmi nicht nur die Burnout-Gefahr von 329 Profes-
soren an deutschen Hochschulen, sondern vielmehr, in-
wieweit ein Burnout die Qualität in Forschung und
Lehre der betroffenen Professoren beeinflusst. Ausweis-
lich ihrer Modellschätzungen finden die Verfasser, dass
ausgebrannte Professoren weniger publizieren, weniger
Drittmittel akquirieren aber keine schlechtere Lehre or-
ganisieren. 

Um die Gefahr von „misfits“ zu reduzieren, geht es auch
im anschließenden Papier von Stefan Borowski, Markus
Schauberger und Daniel Weimar. Konkret untersuchen
die Verfasser die Anzahl und Art von Selektionsinstru-
menten, die im Rahmen der Bewerberselektion in 617
betriebswirtschaftlichen Masterstudiengängen an deut-
schen Hochschulen im Wintersemester 2016/2017 ein-
gesetzt wurden. Die Ergebnisse belegen, dass die Hoch-
schulen im Durchschnitt drei Selektionsinstrumente bei
der Studierendenauswahl heranziehen. Bei lediglich 5%
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1. Einleitung

Die Etablierung ökonomischer Steuerungsprinzipien in
deutschen Universitäten hat zu einer Veränderung der
Arbeitsbedingungen der Professoren geführt. Die Vertei-
lung der Mittel und die Besoldung der Professoren erfol-
gen zunehmend leistungs- bzw. outputorientiert. In vie-
len Ländern bzw. Universitäten findet das Instrument
der Zielvereinbarung inzwischen auf allen Ebenen – auch
zwischen Hochschulleitungen und einzelnen Professoren
– Verwendung (vgl. Detmer 2017, S.  229-230; Möller
2017, S. 874-875, S. 880-881). Fast überall wurden die
Hochschulleitungen deutlich zulasten der Selbstverwal-
tungsgremien gestärkt und die Mitbestimmungsmög-
lichkeiten der Professoren somit formal beschränkt. 
Die Etablierung dieser neuen Steuerungsprinzipien hat
anscheinend die Effizienz der Universitäten gesteigert.
In deutschen Universitäten wird seit den Reformen mehr
ausgebildet und geforscht als vor den Reformen. Kenn-
zahlen, die üblicherweise für die Forschungs- und Lehr-
leistung herangezogen werden, belegen dies (vgl. z.B.
Vogt 2014; Destatis 2016). Auch wenn zuweilen Kritik
an der Eignung solcher Kennzahlen geübt wird, da diese
vielmehr den Output als die Qualität der Lehre und For-
schung erfassen (vgl. z.B. Münch 2013; Osterloh/Frey
2013), werden die Reformen überwiegend und vor
allem von der Hochschulpolitik als ein Erfolg angesehen. 
Folgt man jedoch den zunehmenden Berichten über die
negativen Auswirkungen der Reformen auf die Arbeit
der Professoren, muss die Nachhaltigkeit dieses Erfolges
inzwischen hinterfragt werden. So scheinen die starke
Arbeitsverdichtung, der gestiegene Leistungsdruck und
ein wachsendes Gefühl der Fremdbestimmung bei den
Professoren zunehmend zu Stress, Frustration, Demoti-
vation und immer häufiger auch zu Burnout zu führen
(vgl. z.B. Grigat 2011; Klinkhammer 2013; Heuser 2014;
Oelsnitz 2015; Petersen 2017).
Trotz dieser Hinweise auf eine wachsende Burnoutpro-
blematik der Professoren an deutschen Universitäten

fehlt eine umfassende quantitative Untersuchung von
Burnout und dessen Folgen für die Leistungserstellung
in deutschen Universitäten bislang. Ohne gleich von
einem drohenden Kollaps des Systems ausgehen zu
müssen, erscheint dieser Mangel an wissenschaftlichen
Erkenntnissen vor allem aus praktischer Sicht problema-
tisch, da die Hochschulpolitik und die Hochschulverant-
wortlichen weder ein Problembewusstsein entwickeln
noch gegebenenfalls notwendige Gegensteuerungsmaß-
nahmen einleiten können.
Vor diesem Hintergrund haben wir im Rahmen der vor-
liegenden Untersuchung Burnout und dessen Folgen für
die Leistungserstellung in deutschen Universitäten näher
betrachtet. Ziel der Untersuchung ist es, Aussagen über
die Beeinträchtigung der universitären Leistungserstel-
lung durch Burnout sowie das tatsächliche Ausmaß von
Burnout an deutschen Universitäten treffen zu können.
Hierfür gilt es, zunächst das Burnoutkonzept zu erläu-
tern. Anschließend werden negative Folgen eines Burn-
outs der Professoren auf die Forschungsleistung, die
Qualität und Organisation der Lehre, das Engagement
bei der Promotionsbetreuung sowie auf das Antragsver-
halten von Drittmitteln hergeleitet. Der anschließende
Methodenteil widmet sich der Beschreibung des Vorge-
hens, der Stichprobe sowie der Messinstrumente der
Untersuchung. Im Ergebnisteil werden zunächst die auf-
gestellten Hypothesen mittels multivariater Regressions-
analysen geprüft. Daran anschließend beschreiben wir
anhand deskriptiver Ergebnisse das tatsächliche Ausmaß
von Burnout in der Professorenschaft. Abschließend
werden die wichtigsten Ergebnisse zusammengefasst
und hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Hochschulfor-
schung und -praxis diskutiert. 

2. Das Burnoutkonzept
Burnout entsteht, wenn Menschen am Arbeitsplatz dau-
erhaft Stress ausgesetzt sind und diesen nicht mehr be-
wältigen können. Die ersten Forschungsarbeiten über

Benedict Jackenkroll & Christian Julmi

Sind deutsche Professoren ausgebrannt? 

Burnout und dessen Folgen für die 
Leistungserstellung in deutschen 
Universitäten Christian Julmi

Due to changes of governance structures in German universities, professors are exposed to an increased pressure
to perform. The present study quantitatively and empirically examines the extent German professors are affected
by burnout and whether burnout has a negative effect on the provision of academic services. The results show
that every tenth professor in German universities is severely affected by burnout and that there is a significant 
negative correlation between burnout and university performance. After discussing the results, implications for
practice are derived.
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Burnout tauchten in der Mitte der 1970er Jahren in den
USA auf (vgl. Freudenberger 1975; Maslach 1976) und
basierten vor allem auf der Erfahrung von Menschen in
Pflegeberufen, die aufgrund der hohen Bedürftigkeit der
Patienten in besonderem Maße emotionalen und zwi-
schenmenschlichen Stressoren ausgesetzt sind. Der Bei-
trag dieser frühen Forschungsarbeiten lag darin, das
Phänomen zu beschreiben, ihm einen Namen zu geben
und zu zeigen, dass es sich regelmäßig beobachten lässt. 
Nach einer etwa fünfjährigen Pionierphase wurde in den
1980er Jahren dazu übergangen, Ausmaß, Ursachen und
Folgen von Burnout über Selbstbeurteilungsfragebögen
empirisch zu erforschen (vgl. Maslach/Schaufeli/Leiter
2001, S.  401-402; Qiao/Schaufeli 2011, S.  88). Aus-
gangspunkt der konzeptionellen und empirischen Über-
legungen bildete insbesondere das von Maslach und
Kollegen entwickelte Verständnis, nach dem sich Burn-
out an drei Dimensionen festmachen lässt: emotionale
Erschöpfung, Depersonalisation sowie Wahrnehmung
reduzierter Leistungsfähigkeit. Emotionale Erschöpfung
bezieht sich auf das Stresserleben der Betroffenen und
ist mit einem wahrgenommenen Energieverlust und Ver-
brauch emotionaler Ressourcen sowie einem allgemein
negativen Befinden verbunden. Depersonalisation of-
fenbart sich in einem Gefühl der Gleichgültigkeit ge-
genüber anderen sowie einem abgestumpften Kommu-
nikationsverhalten. Depersonalisation geht mit einer
Störung zwischenmenschlicher Beziehungen und einer
erlebten Entfremdung sowohl von anderen, als auch von
sich selbst einher. Die Wahrnehmung reduzierter Leis -
tungsfähigkeit bezieht sich auf eine negative Selbsteva-
luation, bei der der Betroffene
eine verminderte Selbstwirk-
samkeit wahrnimmt, die mit
einer tatsächlichen Leistungsmin-
derung einhergehen kann, aber
nicht muss (vgl. Maslach/Jackson
1984, S.  134; Maslach/Schau -
feli/Leiter 2001, S. 402-403; Ata-
baki 2015, S. 46).
Seit der Einführung dieser drei
Dimensionen in die Burnout-
Forschung wird über ihre Rele-
vanz und Validität diskutiert
(vgl. Qiao/Schaufeli 2011, S. 89-
90; Shoji u.a. 2016, S. 368). Ge-
genstand der Diskussion ist ins-
besondere die Wahrnehmung
reduzierter Leistungsfähigkeit
als dritte Burnout-Dimension.
Empirische Studien haben gezeigt, dass emotionale Er-
schöpfung und Depersonalisation weitaus höher unter-
einander korreliert sind als mit der Wahrnehmung ver-
minderter Leistungsfähigkeit, weshalb argumentiert
wird, dass emotionale Erschöpfung und Depersonalisa -
tion den eigentlichen Kern von Burnout darstellen (vgl.
Green/Walkey/Taylor 1991, S.  468; Demerouti/Mos -
tert/Bakker 2010, S.  210; Reis/Xanthopoulou/Tsaousis
2015, S.  9), während die reduzierte Leistungsfähigkeit
eher eine Folge von Burnout repräsentiert (vgl. Taris u.a.
2005, S. 251) oder auf ein separates, unabhängiges Kon-
zept verweist (vgl. Lee/Ashforth 1996, S.  128; Deme -

routi u.a. 2001, S. 500). Des Weiteren stellt die Wahr-
nehmung verminderter Leistungsfähigkeit die schwächste
Burnout-Dimension in Bezug auf die Signifikanz des Zu-
sammenhangs mit anderen Variablen dar (vgl. Lee/Ash-
forth 1996, S. 130; Schaufeli/Enzmann 1998, S. 83). Klini-
sche Studien haben zudem gezeigt, dass emotionale Er-
schöpfung und Depersonalisation bei Burnout-Patienten
sehr häufig und in der Regel gemeinsam auftreten,
während sich eine reduzierte Leistungsfähigkeit weniger
häufig beobachten lässt (vgl. Qiao/Schaufeli 2011, S. 89).
Aufgrund dieser inhaltlichen und methodischen Nach-
teile hat sich inzwischen ein alternatives Verständnis von
Burnout etabliert, das sich ausschließlich an den beiden
Dimensionen Erschöpfung und Distanzierung von der
Arbeit orientiert. Die Dimension Erschöpfung erfasst
hierbei nicht nur emotionale Aspekte, sondern darüber
hinaus physische und kognitive Aspekte. Während die
Depersonalisation im ursprünglichen Verständnis auf die
emotionale Distanzierung gegenüber dem Arbeitsobjekt
(z.B. dem Patienten) fokussiert, bezieht sich die Dimen-
sion Distanzierung von der Arbeit darüber hinaus auf
den Arbeitsinhalt und das Arbeiten im Allgemeinen. Ab-
bildung 1 zeigt diese beiden Facetten von Burnout im
Überblick. Da die berufsfeldübergreifende Eignung und
die Vorteilhaftigkeit der zweidimensionalen Struktur
wiederholt bestätigt wurde (vgl. z.B. Demerouti u.a.
2003, S. 298; Qiao/Schaufeli 2011, S. 89; Reis/Xantho-
poulou/Tsaousis 2015, S. 9), wird dieses Verständnis der
vorliegenden Untersuchung zugrunde gelegt, für die es
nun die Hypothesen bezüglich der negativen Folgen von
Burnout der Professoren abzuleiten gilt.

3. Burnout und Leistung in Universitäten

Für den Zusammenhang zwischen Burnout und vermin-
derter Leistung lassen sich zwei wesentliche Erklärungen
heranziehen. Erstens senkt Burnout durch eine geringere
Kontrolle über die Arbeitsumgebung die individuelle Leis -
tungsfähigkeit. Zweitens führt Burnout zu einer abneh-
menden Leistungsbereitschaft, da die zunehmende Er-
schöpfung von Ressourcen mit einem psychologischen
Rückzug einhergeht, der verhindert, dass die noch ver-
bliebenen Ressourcen ausgeschöpft werden. In der Kon-
sequenz führt dieser natürliche Schutzmechanismus dazu,

Abbildung 1: Die beiden Facetten von Burnout
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dass Mitarbeiter zusätzliche Anstrengungen meiden bzw.
ablehnen (vgl. Demerouti/Bakker/Leiter 2014, S. 97).
Unterschiedliche Aussagen in der Literatur weisen auch
für Professoren darauf hin, dass diese aufgrund gestiege-
ner Stressoren und Anforderungen in ihrer individuellen
Leistung und somit die gesamte universitäre Leistungs-
erstellung beeinträchtigt sein könnte. Für einen empiri-
schen Beleg dieser Beeinträchtigung ist es notwendig,
auf diejenigen Aufgabenbereiche zu fokussieren, die
einen möglichst präzisen Rückschluss auf die Leistungs-
erstellung von Universitäten erlauben. Die vorliegende
Studie betrachtet hierfür vier ausgewählte Bereiche: 
(1) Forschungsleistung, (2) Qualität und Organisation
der Lehre, (3) Qualität der Promotionsbetreuung und 
(4) Antragsverhalten von Professoren bei Drittmitteln. 
Die Forschungsleistung der Professoren ist ein zentraler
Faktor für die Leistung einer Universität. Sie trägt we-
sentlich zum internationalen Ruf einer Universität bei,
erhöht die Anziehung guter Studenten und Nachwuchs-
wissenschaftler und stellt eine wesentliche Entschei-
dungsgrundlage für öffentliche Mittelzuweisungen dar
(vgl. Ringelhan u.a. 2013, S. 8). Als ebenso bedeutend
für Universitäten ist die Qualität und Organisation der
Lehre zu sehen, die aufgrund der formalen Stellung in-
nerhalb des lehrenden Personals an Universitäten und
des Umfanges der Lehrtätigkeit maßgeblich durch das
Wirken der Professoren bestimmt ist (vgl. Stegmüller
2013, S. 5-6). Zudem stellt die Qualität der Promotions-
betreuung ein wichtiges Leistungskriterium in Univer-
sitäten dar, das häufig bei Leistungsbewertungen von
Universitäten Berücksichtigung findet und über Kenn-
zahlen wie die Promotionsquote oder Anzahl der Pro-
motionen erhoben wird. Derartige Outputgrößen stellen
einen wesentlichen Bestandteil vieler Zielvereinbarun-
gen zwischen den Ländern und den Universitäten dar
und fließen entsprechend in die leistungsorientierte Mit-
telverteilung der Länder mit ein; nicht selten berühren
sie auch die leistungsorientierte Mittelverteilung inner-
halb der Universitäten. Dass dabei die Qualität der Pro-
motionsbetreuung wesentlich von der Betreuungsleis -
tung des verantwortlichen Professors abhängt, steht
außer Frage (vgl. z.B. Sattler 2009; Hennig 2010; Metz-
Göckel 2015). Nicht zuletzt hat – ungeachtet der Unter-
schiede zwischen Ländern, Universitäten und Fachberei-
chen – die Bedeutung von Drittmitteln für die Finanzie-
rung universitärer Forschung in Deutschland insgesamt
deutlich zugenommen (vgl. z.B. Dzwonnek 2014; Kühl
2014; Vogt 2014; Winterhager 2015; Möller 2017,
S. 876). Die Akquise von Drittmitteln gilt als Indikator
für die wissenschaftliche Leistungsfähigkeit einer Univer-
sität und wird häufig als zentrale Zielsetzung in Landes-
hochschulentwicklungsplänen und Hochschulentwick-
lungsplänen der Universitäten benannt. Bei der Akquise
von Drittmitteln kommt den Professoren eine Schlüssel-
rolle zu; mitunter ist es überhaupt nur ihnen erlaubt,
drittmittelfinanzierte Forschungsvorhaben durchzufüh -
ren (vgl. Lux-Wesener 2017, S. 429). 
Insgesamt nehmen damit Leistungsfähigkeit und Leis -
tungsbereitschaft der Professoren eine herausragende
Stellung in Bezug auf die universitäre Leistungserstel-
lung ein. Sofern ein Zusammenhang zwischen Burnout
und der Leistung der Professoren festgestellt werden

kann, lassen sich daraus entsprechende Rückschlüsse auf
die Leistung der Universitäten ziehen. Da in der Literatur
allgemein von einem negativen Zusammenhang zwi-
schen Burnout und Leistung ausgegangen wird und auch
die spezifische Situation der Professoren keine Anhalts-
punkte für gegenteilige Vermutungen liefert, ergeben
sich folgende vier Hypothesen:
Hypothese 1: Burnout von Professoren steht in einem

negativen Zusammenhang mit der For-
schungsleistung. 

Hypothese 2: Burnout von Professoren steht in einem
negativen Zusammenhang mit der Qua-
lität und Organisation der Lehre. 

Hypothese 3: Burnout von Professoren steht in einem
negativen Zusammenhang mit dem Enga-
gement bei der Promotionsbetreuung. 

Hypothese 4: Burnout von Professoren steht in einem
negativen Zusammenhang mit dem Dritt-
mittelantragsverhalten. 

4. Methode
Zur Überprüfung der Hypothesen wurde eine quantitati-
ve, internetgestützte, anonyme Befragung durchgeführt.
Die Datenerhebung fand im Sommer 2016 mit einem in
Unipark erstellten Fragebogen statt. In der Einladungs-
E-Mail erhielten die Professoren Informationen über
Hintergründe der Studie, über Datenschutz und -ver-
wendung sowie den Link zur Befragung. Eingeladen
wurden insgesamt 3.449 hauptberufliche Professoren
aus deutschen Universitäten bzw. Hochschulen mit Uni-
versitätsstatus in staatlicher Trägerschaft. Die zugrunde-
liegende Grundgesamtheit umfasste zum Zeitpunkt der
Erhebung ca. 23.000 hauptberufliche Professoren. Von
den 3.449 angeschriebenen Professoren haben 329 Pro-
fessoren (9.54%) den Fragebogen nach einmaligem
Nachfassen vollständig beendet. 
Für Abschätzungen, inwieweit die Stichprobe der Ver-
teilung der Grundgesamtheit entspricht, wurden die
miterhobenen Angaben zur Person (z.B. Geschlecht,
Fachrichtung) und zur Universität (z.B. Anzahl Studie-
rende) mit der Verteilung der Grundgesamtheit abgegli-
chen. Auf Basis der verfügbaren Datenlage (vgl. z.B. De-
statis 2015, 2016; Schmid/Wilkesmann 2015, S. 84-85;
HRK 2017) ließen sich keine gravierenden Abweichun-
gen feststellen, so dass die Stichprobe insgesamt ein ge-
eignetes Abbild der Grundgesamtheit darstellt. Leichte
Abweichungen stellen darüber hinaus auch kein größe-
res Problem dar, da alle erhobenen Stichprobenmerk -
male auch als Kontrollvariablen in die Auswertung der
Daten mit eingegangen sind. 
Im Folgenden werden die verwendeten Skalen der Un-
tersuchung vorgestellt. Um die faktorielle Gültigkeit der
Skalen zu bestätigen, wurden jeweils Hauptkomponen-
tenanalysen durchgeführt. Alle Skalen erfüllen die Eig-
nung für eine Faktoranalyse und weisen mindestens 
angemessene Faktorladungen auf. Hierfür wurde das 
sogenannte Fürntratt-Kriterium (vgl. Fürntratt 1969) 
angewandt. 
Das Burnout der Professoren wurde mit zehn Items des
Oldenburger Burn-Out Inventars erhoben (vgl. Deme -
routi 1999; Demerouti u.a. 2003). Die Facetten Distan-
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zierung von der Arbeit (Beispielitem: „Mit der Zeit ver-
liert man die innere Beziehung zur eigenen Arbeit“) und
Erschöpfung (Beispielitem: „Ich habe bei der Arbeit
immer häufiger das Gefühl, emotional ausgelaugt zu
sein“) wurden mit jeweils fünf Items auf einer fünfstufi-
gen Likert-Skala (1 = „stimme gar nicht zu“ bis 5 = „stim-
me völlig zu“) abgefragt. Die Skala hat sich in der Unter-
suchung als reliabel erwiesen (α = .84, 10 Items). 
Die Forschungsleistung der Professoren wurde mit drei
Items in Anlehnung an Ringelhan u.a. erhoben (vgl.
2013). Diese Items sehen eine Selbsteinschätzung des
eigenen Forschungserfolgs auf einer fünfstufigen Likert-
Skala (1 = „wenig erfolgreich“ bis 5 = „sehr erfolgreich“)
im Vergleich zu Kollegen derselben Disziplin erstens an
der eigenen Universität, zweitens an anderen deutschen
Universitäten und drittens im internationalen Kontext
vor. Ein solches Vorgehen wird als methodisch vorteil-
haft für den Untersuchungskontext angesehen. Die 
Skala hat sich als sehr re-
liabel erwiesen (α = .87, 3
Items). 
Für die Erfassung der
Qualität und Organisation
der Lehre wurden selbst-
berichtete Ergebnisse der
Lehrveranstaltungsevalua-
tion herangezogen. Dieses
Vorgehen ist praktikabel,
da Lehrveranstaltungseva-
luationen hochschulrecht-
lich verpflichtend sind
und als adäquater Indika-
tor für die Qualität und
Organisation der Lehre
gelten (vgl. Rindermann
2003, S.  237-239). Die
Professoren sollten auf
einer fünfstufigen Likert-
Skala (1 = „schlecht“ bis 5
= „gut“) einordnen, wie
ihre Vorlesungen bzw. 
Seminare in der Regel 
bewertet werden. Die Skala hat sich als sehr reliabel er-
wiesen (α = .83, 2 Items). 
Zur Erfassung der Qualität der Promotionsbetreuung
wurden fünf Items (z.B. „Ich stelle stets sicher, dass jedes
Promotionsprojekt bei entsprechendem Einsatz in ange-
messener Zeit zu bewältigen ist“) verwendet, die sich an
den Richtlinien guter fachlicher Praxis bei der Begutach-
tung und Betreuung von Dissertationen orientieren (vgl.
VHB 2016). Die Skala hat sich als reliabel erwiesen (α =
.72, 5 Items). 
Das Antragsverhalten von Professoren bei Drittmitteln
wurde mit drei Items erhoben, die sich auf gezeigte und
geplante Verhaltensweisen bezüglich der Beantragung
von Drittmitteln beziehen. Die formulierten Items spie-
geln inhaltlich auch Aussagen in regelmäßigen Wissen-
schaftsbefragungen wider (vgl. z.B. Neufeld/Johann
2016). Ein verwendetes Item war z.B. „Ich informiere
mich regelmäßig über ausgeschriebene Drittmittelpro-
jekte“. Die Skala weist eine gute Reliabilität (α = .81, 
3 Items) auf. 

5. Ergebnisse

Für die Hypothesentestung wurden für alle vier abhängi-
gen Variablen multivariate, lineare Regressionen durch-
geführt, in denen jeweils das Burnout sowie die Kon-
trollvariablen als unabhängige Variablen Eingang gefun-
den haben. Die Berücksichtigung der Kontrollvariablen
diente dazu, mögliche Verzerrungen zu kontrollieren.
Die Ergebnisse zeigen signifikant negative Zusammen-
hänge von Burnout auf die Forschungsleistung (β = -.27;
p < .01), die Qualität der Promotionsbetreuung (β = -.20;
p < .01) sowie das Antragsverhalten von Professoren bei
Drittmitteln (β = -.12; p < .05). Die Hypothesen 1, 3 und
4 können damit bestätigt werden. Hypothese 2 hat sich
dagegen nicht bestätigt, d.h., Burnout steht in keinem
signifikanten Zusammenhang zur Qualität und Organisa-
tion der Lehre (β = -.06; n. s.). Die Ergebnisse der Regres-
sionsanalysen sind in Abbildung 2 zusammengefasst.

Über die Hypothesentestung hinaus gibt die Verteilung
der Mittelwerte der Burnout-Skala Anhaltspunkte über
das tatsächliche Ausmaß von Burnout an deutschen
Universitäten. Über die fünfstufige Skalierung lassen
sich vier Gruppen bilden, deren Verteilung folgendes
Bild zeichnet: Von den Professoren sind 45% gar nicht
bis leicht, 45% leicht bis mittelstark, 9% mittelstark bis
stark und 1% stark bis sehr stark von Burnout betroffen.
Eine noch präzisere Beschreibung ermöglicht der Blick
auf die Verteilung der beiden Facetten von Burnout.
Unter der Distanzierung von der Arbeit leiden von den
Professoren 68% gar nicht bis leicht, 26% leicht bis mit-
telstark, 5% mittelstark bis stark und 1% stark bis sehr
stark. Von der Erschöpfung sind von den Professoren
15% gar nicht bis leicht, 55% leicht bis mittelstark,
27% mittelstark bis stark und 3% stark bis sehr stark
betroffen. Abbildung 3 zeigt die beschriebenen Vertei-
lungswerte im Überblick. 

Abbildung 2: Burnout von Professoren und seine Folgen (Regressionsergebnisse
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6. Diskussion
Die Ergebnisse zeigen, dass Burnout in einem negativen
Zusammenhang mit der Leistungserstellung in deutschen
Universitäten steht. Professoren mit Burnout weisen eine
erheblich geringere Forschungsleistung auf, zeigen deut-
lich weniger Engagement bei der Promotionsbetreuung
und bemühen sich auch etwas weniger um Drittmittel.
Lediglich für die Qualität und Organisation der Lehre
konnten keine negativen Zusammenhänge ermitteln wer-
den. Dies kann unterschiedliche Gründe haben. Die
Lehrveranstaltungen sind in der Regel auf längere Zeit
angelegt und von festen Routinen geprägt, so dass die
Qualität und Organisation der Lehre nach der Konzepti-
onsphase unter Umständen ohne größeren Aufwand sta-
bil gehalten werden kann. Darüber hinaus wird die Lehre
häufig zu einem nicht unwesentlichen Teil vom gesamten
Lehrstuhl getragen, wodurch die verminderte Leistung
der von Burnout betroffenen Professoren gegebenenfalls
aufgefangen werden könnte und sich Burnout daher
nicht unmittelbar auf die Qualität und Organisation der
Lehre auswirkt. Grundsätzlich ist nicht auszuschließen,
dass Burnout mittel- oder langfristig zu einer Verschlech-
terung der Qualität und Organisation der Lehre führt,
dies jedoch in Bezug auf die Grundgesamtheit nicht aus-
reichend ins Gewicht fällt und sich daher keine signifi-
kanten Zusammenhänge ergeben.
Schaut man sich das tatsächliche Ausmaß von Burnout
an, lässt sich zunächst attestieren, dass Burnout insge-
samt kein flächendeckendes Problem an deutschen Uni-
versitäten ist. Fast die Hälfte der Professoren ist nicht
oder nicht nennenswert von Burnout betroffen. Auf der
anderen Seite darf jedoch nicht übersehen werden, dass
ebenso viele Professoren keine gravierenden, aber er-
höhte Anzeichen von Burnout aufweisen. Da jeder zehn-
te Professor in einem größeren Umfang von Burnout be-
troffen ist, kann Burnout daher auch nicht als Rand -
phänomen bezeichnet werden. Die im Titel dieses Auf-
satzes aufgeworfene Frage, ob deutsche Professoren
ausgebrannt sind, kann damit zumindest für einen Teil
mit „Ja“ beantwortet werden. 
Darüber hinaus sticht besonders die Diskrepanz zwi-
schen den beiden Burnout-Facetten Distanzierung von
der Arbeit und Erschöpfung ins Auge. Auf der einen

Seite ist die Distanzierung
von der Arbeit insgesamt
eher gering. Rund zwei Drit-
tel der Befragten sind gar
nicht bis leicht distanziert,
nur rund 6% klagen über
eine starke bis sehr starke
Distanzierung. Auf der ande-
ren Seite zeigt sich jedoch,
dass Professoren ungleich
höher erschöpft sind. Hier
sind es gerade einmal 15%,
die gar nicht bis leicht er-
schöpft sind, während ein
gutes Drittel eine starke bis
sehr starke Erschöpfung
wahrnimmt. Diese Diskre-
panz deutet auf eine hohe
intrinsische Motivation der

Professoren hin. Die hohe Identifikation mit der Arbeit
scheint hier einer Distanzierung trotz hoher Belastungen
entgegenzuwirken. Eine hohe Identifikation oder emo-
tionale Verbundenheit mit der Arbeit ermöglicht die Be-
wältigung höherer Anforderungen und führt dadurch zu
einer Verminderung des Burnout-Risikos insgesamt (vgl.
Julmi/Scherm 2013, S. 21-22). Die intrinsische Motiva -
tion stellt in Bezug auf Burnout damit einen kritischen
Faktor dar. Führen extrinsische Leistungsanreize zu einer
Verdrängung der intrinsischen Motivation, besteht die
Gefahr einer Verschärfung der Burnout-Problematik. 
Wie die meisten quantitativen Untersuchungen weist
auch die vorliegende Studie Limitationen auf, die es zu
benennen gilt. Aufgrund des Querschnittsdesigns kön-
nen Wirkungsrichtungen durch das gewählte For-
schungsdesign nicht verifiziert werden. Zwar kann auf-
grund der dargelegten Forschungserkenntnisse von der
angenommenen Kausalität ausgegangen werden; um die
Richtung der Zusammenhänge empirisch nachweisen zu
können, wäre jedoch eine Längsschnittstudie notwen-
dig. Zudem besteht die Möglichkeit leichter Verzerrun-
gen dadurch, dass jeweils nur ein Befragter als Quelle für
alle abgefragten Konstrukte diente. Potenzielle Verzer-
rungen, unter anderem durch Konsistenzmotive, implizi-
te Theorien, soziale Erwünschtheit, Antworttendenzen
und Stimmungslagen, können daher nie vollständig aus-
geschlossen werden (vgl. Podsakoff u.a. 2003, S.  881-
884). Um zukünftig ein noch vollständigeres Bild von
Burnout von Professoren zu gewinnen, sollte die Ver-
wendung weiterer Datenquellen angestrebt werden. So
könnten etwa die Verwendung objektiver Leistungskri-
terien (z.B. Publikationen, Promotionsquoten, Drittmit-
tel) oder anderer Indikatoren für Burnout (z.B. Absentis-
mus) ergänzende Erkenntnisse liefern. 

7. Handlungsempfehlungen
Aufgrund der festgestellten negativen Zusammenhänge
zwischen Burnout und universitärer Leistungserstellung
sowie der festgestellten hohen Erschöpfung unter deut-
schen Professoren empfiehlt es sich, entsprechende
Maßnahmen zur Burnout-Reduzierung und -Prävention
anzustoßen und zu verhindern, dass es zu einer Verdrän-
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Abbildung 3: Burnout von Professoren (Verteilung der Mittelwerte)
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gung der intrinsischen Motivation durch extrinsische
Leistungsanreize kommt. Hierzu gibt es grundsätzlich
mehrere Möglichkeiten. 
Für die Betroffenen selbst ergeben sich im Wesentlichen
zwei Handlungsmöglichkeiten: die Reflexion der eige-
nen arbeitsbezogenen Einstellung sowie die Anwendung
konkreter Techniken zur Stressregulierung. Bei Ersterer
geht es etwa um die Überprüfung des eigenen Perfektio-
nismus, um das Ablegen eines falschen Stolzes oder um
das Wahren einer kritischen Distanz zur Arbeit, die nicht
mit der pathologischen Distanzierung von der Arbeit zu
verwechseln ist. Techniken zur Stressregulierung helfen,
den psychischen und physischen Ressourcenhaushalt im
Gleichgewicht zu halten. Beispiele sind aerober Ausdau-
ersport und Entspannungstechniken wie Yoga, Medita -
tion oder Atemübungen (vgl. Wolf/Wolf/Susa 2008,
S. 176). Nicht zu empfehlen ist die Einnahme von Mit-
teln zur Steigerung der kognitiven Leistungsfähigkeit
(„Neuro-Enhancement“), da diese mit Gewöhnungsef-
fekten und Nebenwirkungen einhergehen. Mit Mitteln
wie Ritalin lassen sich kaum nachhaltige Erfolge erzielen
und allenfalls die Symptome, nicht aber die Ursachen
von Burnout bekämpfen (vgl. Kowalski 2013, S.  32).
Diese liegen nicht zuletzt an dem fehlenden Vermögen,
sich von der eigenen Arbeit abzugrenzen und auch mal
„Nein“ zu sagen, sowohl zu anderen als auch zu sich
selbst (vgl. Oelsnitz 2012, S. 26-27). 
Beide Handlungsmöglichkeiten können allerdings erst
greifen, wenn bei den Betroffenen ein Problembewusst-
sein existiert. Wenn die chronische Erschöpfung gewis-
sermaßen zum Berufsethos gehört, muss ein solches
zunächst geschaffen werden. Hier ergibt sich für Univer-
sitäten ein konkreter Handlungsbedarf, für die Burnout-
Problematik zu sensibilisieren, die hier empirisch belegt
werden konnte. Eine solche Sensibilisierung erfordert
die Entstigmatisierung des insbesondere in Hochleis -
tungsberufen vielfach als Tabuthema gehandelten Burn -
out-Problems (vgl. Burisch 2014, S. 232). 
Gerade weil Burnout immer noch vielerorts ein Tabuthe-
ma darstellt, dürfte es für Universitäten über eine allge-
meine Sensibilisierung hinaus schwierig werden, die Be-
lastungen ihrer Professoren im Sinne eines „Gefähr-
dungspotenzials“ zu erheben und ein an der Person ori-
entiertes Lösungskonzept anzubieten. Weder lassen sich
die Belastungen objektiv ermitteln noch wird man bei
den Professoren auf eine hohe Auskunftsbereitschaft
treffen. Selbst wenn ihnen informelle Wege angeboten
werden, mögliche Fehlentwicklungen z.B. in der Anreiz-
gestaltung einer Universität anzusprechen, ist die Ano-
nymität oft nur schwer zu gewährleisten. 
Da Burnout keineswegs mit individuellem Versagen
gleichgesetzt werden kann und oft systembedingte Ur-
sachen aufweist (vgl. Julmi/Scherm 2013, S.  19), setzt
eine wirksame Bekämpfung und Prävention von Burnout
nicht zuletzt auch auf der Ebene des Systems an. Hier
stellt sich angesichts der ohnehin hohen intrinsischen
Motivation der Professoren die Frage, inwieweit eine
leistungsorientierte Steuerung überhaupt sinnvoll ist. In
der Forschung ist man sich weitgehend darüber einig,
dass ein Verdrängungseffekt der intrinsischen Motivati-
on durch extrinsische Anreize vor allem dort entsteht,
wo Letztere von den Betroffenen als kontrollierend, d.h.

als Versuch einer Fremdsteuerung wahrgenommen wer-
den (vgl. Cerasoli/Nicklin/Ford 2014, S.  996). Dafür,
dass die leistungsorientierte Steuerung von den Profes-
soren tatsächlich als Fremdsteuerung wahrgenommen
werden, liegen zahlreiche Indizien vor (vgl. z.B. Süß
2007, S. 70-71; Münch 2011, S. 102; Dorenkamp/Jost
2012, S.  76; Schmid/Wilkesmann 2015, S.  57). Die
hohe Erschöpfung der Professoren deutet darauf hin,
dass hier eine akute Gefahr besteht, die zwar noch kom-
pensiert werden kann, mit zunehmender Dominanz ex-
trinsischer Steuerungsmechanismen jedoch zu erodieren
droht. Neben konkreten Handlungsempfehlungen auf
personaler bzw. universitärer Ebene plädieren wir ent-
sprechend dafür, das Prinzip der leistungsorientierten
Steuerung selbst einer kritischen Reflexion zu unterzie-
hen. Ein Ansatzpunkt könnte darin liegen, Professoren
indirekt zu steuern, also auf eine Art, die von ihnen
nicht als Versuch der Fremdsteuerung empfunden wird.
Hier könnte beispielsweise ein Schlüssel im Commit-
ment der Professoren liegen (vgl. Scherm/Jackenkroll
2016). Darüber hinaus sollte die leistungsorientierte
Steuerung ein Maß nicht überschreiten, mit dem sich
die Professoren so arrangieren können, dass weder ihre
Gesundheit noch ihre Leistung über Gebühr leiden. 
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Zur Effizienzmaximierung des Hochschulsystems war die
Erhöhung der freiwilligen Mobilität von Studierenden
eines der zentralen Ziele der Bologna-Reform. Kurz nach
Einführung von Bachelor- und Masterstudiengängen 
gestaltete sich der Wechsel nach einem erfolgreichen 
Bachelorabschluss tatsächlich einfacher. Hochschulen
nutzen jedoch den Übergang von Bachelor- zu Master-
studiengängen zunehmend zur Selektion von hoch und
geringer talentierten Studierenden. Da Anforderungen
an Zulassungsbeschränkungen auf Landesebene nur un-
zureichend kodifiziert sind, hat sich in den vergangenen
18 Jahren ein „Wildwuchs“ an Zulassungsbeschränkun-
gen ergeben, welcher womöglich die Mobilität von Stu-
dierenden und somit die Effizienz des Hochschulsystems
hemmt. Aufgrund einer fehlenden Übersicht über die ge-
nutzten Zulassungsbeschränkungen, präsentiert der vor-
liegende Beitrag eine deskriptive Strukturierung genutz-
ter Zulassungsinstrumente von 617 Wirtschaftsstudien -
gängen in Deutschland. Die Ergebnisse zeigen, dass im
Mittelwert eine Bachelornote von 2,58 sowie drei (27%)
verschiedene Zulassungsvoraussetzungen für einen Mas -
terzugang erfüllt sein müssen. Nur 5% aller Wirtschafts-
master sind frei von Zulassungsvoraussetzungen und
somit im „reinen“ Sinne Bolognas. Aufgrund der teils
hohen Zulassungshürden besteht daher die Gefahr, dass
bei weiterem „Wildwuchs“ ohne zentrale Regulierung
und Beschränkung, eine ineffiziente, unfreiwillige (oder
reduzierte) anstatt einer freiwilligen (gesteigerten) Mobi-
lität das Ergebnis der Bologna-Reform ist.

1. Problemstellung
Seit 1999 erfolgte im Zuge der Bologna-Reform an deut-
schen Hochschulen eine schrittweise Umstellung von
Diplomstudiengängen auf das zweistufige Bachelor-
Mas ter System (Moog/Vogel 2006). Einerseits zielte die

Reform auf die Verbesserung von arbeitsmarktrelevan-
ten Qualifikationen und Schlüsselkompetenzen der Stu-
dierenden ab. Zum anderen bestand ein wesentliches
Ziel der Strukturreform darin, die Vergleichbarkeit und
Anerkennung von erbrachten Studienleistungen anhand
eines einheitlichen Systems von Leistungspunkten zu
steigern um somit freiwillige Hochschulwechsel inner-
halb des europäischen Hochschulraums zu erleichtern
(Schwarz-Hahn/Rehburg 2004; Heine/Müßig-Trapp; Zer-
vakis et al. 2008; Brändle 2010). 
Bestehende Studien belegen tatsächlich eine gesteigerte
Mobilität seit Beginn des Bologna-Prozesses (Krawietz
2008; Zervakis 2008).1 Bei einer genaueren Betrachtung
zeigt sich allerdings, dass diese zum Teil nicht von den
Studierenden intendiert ist, sondern eher unfreiwillig
aus anspruchsvollen Zugangsvoraussetzungen der Hoch-
schulen resultiert (Krawietz 2008; Zervakis et al. 2008).
Diese induzierte Sekundärwahl führt mitunter zu erhöh-
ten Abbruchquoten,  längeren Studienzeiten und somit
zur Ineffizienz des Hochschulsystems (Light/Strayer
2000; Horn/Caroll 2006; Bowen et al. 2009; Hoxby
2009; Smith/Pender/Howell 2013).
Grund für diese Entwicklung ist ein Fehlanreiz der Hoch-
schulen, welche vor dem Hintergrund leistungsorientier-
ter Mittelvergabe und begrenzter Ressourcenausstattun-
gen zunehmend an einer reinen Maximierung von Ab-
schlussquoten interessiert sind (Jaeger et al. 2005;
Moog/Vogel 2006; Fischer/Pull 2008; Reuther/Spoun
2009; Matschke 2010; Heublein 2014). Infolgedessen
sollen beim Übergang von Bachelor- zu Masterstudi-

Stefan Borowski, Markus Schauberger & Daniel Weimar

Zugangs- und Zulassungsvoraussetzungen
an deutschen Hochschulen: 
Eine deskriptive Bestandsaufnahme
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Increases in student mobility and transparency of study programs were goals of the Bologna-
process by which the transition from bachelor to master studies was introduced. German higher
education institutions are willing to select the most suitable applicants in order to maximize the
quality and quotas of graduations. Therefore they can use various selection instruments that
can differ in their validity, expenses or in a way to promote social selectivity. Based on informa-
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1 Zum Wintersemester 2013/2014 wechselten 41 Prozent der an einem
Mas terstudium interessierten Studierenden die Hochschule nach Abschluss
des Bachelorstudiums (Bericht der Bundesregierung 2015). 2012 lag damit
die Wahrscheinlichkeit eines Hochschulwechsels 22% über den Werten an-
derer Abschlussarten (Diplom, Magister) (Middendorff et al. 2013).
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engängen jene Bewerber selektiert werden, denen eine
hohe Abschlusswahrscheinlichkeit prognostiziert wird,
wobei Hochschulen lediglich unvollständige Informatio-
nen hinsichtlich der (wahren) Leistungsfähigkeit der Be-
werber besitzen (Falkenhagen 2013; Himpele 2014).
Außerdem ist eine verstärkte Noteninflation zu beob-
achten (Grözinger 2017), wodurch das zentrale Aus-
wahlkriterium Bachelornote an Aussagekraftkraft ver-
liert. In Anbetracht dessen erweist sich die Einbeziehung
weiterer Selektionsinstrumente (Zulassungsvorausset-
zungen) in die Bewerberauswahl aus ökonomischer Sicht
für Hochschulen als durchaus sinnvoll (Kuncel/Credé/
Thomas 2007; Schuler/Hell 2008; Nickolaus/Abele
2009; Rüschen 2015; Herde/Stegt/Preckel 2016).
Gleichzeitig geht der Einsatz zusätzlicher Selektionsin-
strumente jedoch mit dem Aufbau von Mobilitätsbarrie-
ren einher und steht damit dem mit dem Bologna-Pro-
zess verfolgten Ziel einer gesteigerten Mobilität von 
Bachelor- zu Masterstudium womöglich entgegen
(Schuler/Hell 2008; Falkenhagen 2013).2
Bislang fehlt es in der wissenschaftlichen Literatur an
einer konkreten Übersicht tatsächlich eingesetzter Se-
lektionsinstrumente im Übergang von Bachelor- zu Mas -
terstudium. Meeh-Bunse und Figur (2013) sowie Ehr-
mann, Meiseberg und Koch (2014) geben lediglich
einen Überblick über potenzielle Instrumente. Die Stu-
die untersucht daher die Zulassungsvoraussetzungen
sämtlicher an Universitäten und Fachhochschulen ange-
botenen betriebswirtschaftlichen Masterstudiengänge
zum Wintersemester 2016/2017. Anhand einer Internet-
recherche wurden Zugangs- und Zulassungsvorausset-
zungen von Hochschulen (N=617) privater und staatli-
cher Bildungsträger ermittelt und strukturiert. Ziel ist es,
anhand der erhobenen Daten Unterschiede bzw. Ge-
meinsamkeiten zwischen den verschiedenen Hochschul-
typen bzw. Bildungsträgern zu ermitteln.

2. Studierendenauswahl für 
Masterstudiengänge

2.1 Relevanz der Studierendenauswahl 
Mit der Bologna-Reform wurde die Schaffung eines eu-
ropäischen Hochschulraumes verfolgt, der sich u.a. durch
vergleichbare Abschlüsse und eine vereinfachte Anrech-
nung erbrachter Studienleistungen kennzeichnet. Ein Ziel
bestand dabei in der Förderung der inner- und zwi-
schenstaatlichen Mobilität von Studierenden (Heine/
Müßig-Trapp 2007; Zervakis et al. 2009). In den vergan-
genen Jahren wurde – mit dem Auslaufen der traditionel-
len Diplomstudiengänge und der Einführung des zwei-
stufigen Bachelor-Master Systems in Deutschland – voll-
ständig auf das neue System umgestellt (Himpele 2014).
Interessant gestaltet sich hierbei die Bewerberauswahl
von Masterstudierenden, da Hochschulen nunmehr
auch auf einen ersten berufsqualifizierenden Abschluss
zurückgreifen können (Herrmann 2009). Geregelt wird
der Übergang in das Masterstudium unter anderem
durch die ländergemeinsamen Strukturvorgaben der
Kultusministerkonferenz (KMK), in denen vorgegeben
wurde, dass eben dieser erste berufsqualifizierende
Hochschulabschluss (i.d.R. Bachelorabschluss) die not-
wendige Zugangsvoraussetzung für ein Masterstudium

darstellt. Daneben können Hochschulen aus kapazitati-
ven Gründen oder zur Sicherung der Qualität weitere
ex-ante Zugangsvoraussetzungen festlegen, um die aus
ihrer Sicht leistungsfähigsten Studierenden zu selektie-
ren. Übersteigt die Bewerberanzahl die Anzahl an ver-
fügbaren Studienplätzen können Zulassungsbeschrän-
kungen (Numerus clausus) den Zugang zusätzlich ex-
post begrenzen (KMK 2010; Himpele 2014; Rüschen
2015).  Gleichzeitig bestehen im Rahmen der Studien-
platzvergabe hinsichtlich der tatsächlichen Leistungs-
fähigkeit der Bewerber Informationsasymmetrien zwi-
schen der Hochschule und den Studienplatzbewerbern.
Der Bewerber verfügt hierbei über einen Wissensvor-
sprung. Zur Verringerung dieser Informationslücke, kön-
nen Hochschulen – weitestgehend autonom – aus Signa-
len und Screeningaktivitäten auswählen (Akerlof 1970;
Stiglitz 2000; Fischer/Pull 2008; Falkenhagen 2013; Ehr-
mann/Meiseberg/Koch 2014; Himpele 2014). Ziel ist,
die studiengansspezifische Passgenauigkeit von Studie-
renden zu steigern und somit die für Hochschulen öko-
nomische relevanten Anteil an Studienabsolventen zu
steigern (Kuncel/Credé/Thomas 2007; Nickolaus/Abele
2009; Herde/Stegt/Preckel 2016).

2.2 Instrumente der Studierendenauswahl
Zur Reduktion von Informationsnachteilen gegenüber
Studierenden können Hochschulen entweder auf Instru-
mente mit signalgebender Funktion oder auf Screening-
instrumente zurückgreifen (Stiglitz 1975; Arrow 1973;
Spence 1973). Zu den signalgebenden Instrumenten
zählen Bachelorabschlussnoten, hochschulexterne Fä -
higkeitstests, Noten in bestimmten Bachelor-Modulen,
Nachweise über Fremdsprachenkenntnisse, Auslands -
aufenthalte, Praktika/studiengangspezifische Berufser-
fahrung sowie Empfehlungsschreiben (Meeh-Bunse/
Figur 2013; Ehrmann/Meiseberg/Koch 2014; Hachmeis -
ter/Lah/Röwert 2016). Demgegenüber sind hochschul -
eigene Fähigkeitstests, Motivationsschreiben sowie
hochschuleigene Auswahlgespräche den Screening -
instrumenten zuzuordnen (Weimar et al. 2017). 
Als zentrales Instrument mit Signalfunktion gilt die 
Bachelorabschlussnote, bei der – unter der Annahme
vergleichbarem Anspruchsniveaus an den verschiedenen
Hochschulinstitutionen – eine besseren Abschlussnote
auf größeres Talent oder höheren Fleißinput der Absol-
venten geschlossen werden kann (Jirjahn 2007;
Lazear/Shaw/Stanton 2015). Beide Faktoren erhöhen
die Wahrscheinlichkeit auch ein weitergehendes Studi-
um erfolgreich zu absolvieren (Becker 1962; Jirjahn
2007; Lazear/Shaw/Stanton 2015). Verschiedene empi-
rische Studien belegen zudem, dass Abschlussnoten
Rückschlüsse auf die Abschlusswahrscheinlichkeit von
Bewerbern zulassen (Kuncel/Credé/Thomas 2007; Ehr-
mann/Meiseberg/Koch 2014). Die Validität des Selek -
tionskriteriums setzt voraus, dass der Erwerb des Signals
mit Kosten verbunden ist und die Kosten der Signaler-
zeugung negativ mit dem Talent der Studierenden korre-
lieren (Spence 1973). Gleichzeitig müssen die Kosten

2 Vor dem Hintergrund des im Grundgesetz verankerten Grundsatzes „freier
Berufswahl“ steht die Selektion von Studienplatzbewerbern außerdem in
der Kritik (Baumgart 2009; Falkenhagen 2013). 
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der Signalerzeugung an allen Bildungseinrichtungen für
Studierende mit gleicher Talentausstattung identisch
sein, damit das Selektionskriterium Abschlussnote valide
Aussagen über die individuelle Leistungsfähigkeit der
Bewerber zulässt (Spence 1973). Bestehende Studien
lassen jedoch den Schluss zu, dass die Kosten, die zur
Signalerzeugung von den Studierenden erbracht werden
müssen, zwischen Hochschulen und Hochschularten va-
riieren (Jirjahn 2007; Babcock 2010; Wissenschaftsrat
2012; Gaens 2015; Hachmeister/Lah/Röwert 2016;
Weimar et al. 2017). Infolge wird der Informationswert
des Signals Abschlussnote verwässert (Babcock 2010;
Wissenschaftsrat 2012; Jewell/McPherson/Tieslau 2013;
Ehrmann/Meiseberg/Koch 2014). Im Übergang von Ba-
chelor- zu Masterstudium erscheint daher eine Auswahl
von Studierenden anhand der Durchschnittsnote als
problematisch, weshalb in der Literatur auf die Einbezie-
hung weiterer Instrumente verwiesen wird (Kuncel/
Credé/Thomas 2007; Nickolaus/Abele 2009; Herde/
Stegt/Preckel 2016). 
Ein weiteres signalgebendes Auswahlkriterium der Mas -
terzulassung ist der Nachweis absolvierter Bachelor-Mo-
dule (Scheller et al. 2013). Ein statistisch signifikanter
Zusammenhang zwischen bereits erbrachten Vorleistun-
gen und nachfolgenden Studienleistungen konnte be-
reits vielfach nachgewiesen werden (Brandstätter/Fart -
hofer 2003; Gold/Souvignier 2005; Wedler/Troche/
Rammsayer 2008; Bach/Battré/Prinz 2013). Die ökono-
mische Überlegung hinter der  Nutzung eines derarti-
gen, fachlichen Auswahlkriteriums besteht darin sicher-
zustellen, dass Masterstudierende im vorangegangenen
Bachelorstudium die notwendigen fachlichen Vorkennt-
nisse erlangt haben die notwendig sind, um die studien-
gangsspezifischen Anforderungen des Masterstudiums
erfüllen zu können (Bach/Battré/Prinz 2013). Eine zen-
trale Kritik von Modulvoraussetzungen ist der Wider-
spruch zur Bologna-Reform, wonach Bachelorabschlüsse
für gleichartige Masterstudiengänge ohne Einschrän-
kung gelten sollte, um die Mobilität von Studierenden
zu maximieren (Meeh-Bunse/Figur 2013). Für Studie-
rende stellen Modulnachforderungen jedoch zusätzliche
Wechselkosten dar, welche einen Wechsel in einen viel-
leicht passgenaueren Studiengang oder Hochschule er-
schweren und somit zu Ineffizienzen führen.
Als weiteres signalgebendes Instrument gelten Nach-
weise über Fremdsprachenkenntnisse z.B. in Form eines
TOEFL-Tests (Kramer et al. 2011).  In der wissenschaftli-
chen Literatur besteht hinsichtlich des Nutzens von
Fremdsprachenkenntnissen Uneinigkeit. Ehrmann, Mei-
seberg und Koch (2014) belegen für den deutschen
Hochschulraum eine positive Korrelation zwischen
sprachlichen Fähigkeiten der Studierenden und Leistun-
gen im Masterstudium, wohingegen Deidesheimer und
Kreis (1997) sowie Trost (2005) Fremdsprachenkennt-
nissen eine mäßige Prognosekraft für zukünftigen Studi-
enerfolg zusprechen. Ein möglicher Grund für die Forde-
rung bestimmter Sprachniveaus an Hochschulen könnte
darin bestehen, dass sprachliche Fähigkeiten als Indika-
tor kognitiver Leistungsfähigkeit von Studierenden gel-
ten und somit einen Rückschluss auf die Talentausstat-
tung von Studierenden ex-ante zu lassen (Kramer et al.
2011). Als weiterer Grund ist die zunehmende Erforder-

nis englischem Sprachverständnisses von Masterstudie-
renden zu erachten, um die Anforderungen von wissen-
schaftlichen Ausarbeitungen und Vorlesungen erfüllen
zu können (Feast 2002; Reuther/Spoun 2009). 
Neben den eher fachlich-orientierten Auswahlkriterien
Abschlussnote, absolvierte Bachelor-Module und Fremd -
sprachenkenntnisse, werden in der Literatur die signal-
gebenden Kriterien berufspraktische Erfahrung und Aus-
landsaufenthalt als weitere Instrumente hochschulseiti-
ger Bewerberauswahl genannt. Mit Blick auf das Kriteri-
um berufspraktische Erfahrung verweisen empirische
Studien darauf, dass Studienleistungen positiv mit der
Anzahl vorangegangener Praktika und fachbezogener
Berufserfahrung korrelieren (Ehrmann/Meiseberg/Koch
2014; Gropper 2007). Die im Rahmen der Praxisphase
gewonnenen (zum Teil auch fachbezogenen) Fähigkeiten
und Motivationen werden dabei als wesentliche Gründe
genannt, weshalb Hochschulen Praxiserfahrung als Se-
lektionsinstrument heranziehen (Ehrmann/Meiseberg/
Koch 2014).  Neben der Praxiserfahrung gelten gemach-
te Auslandsaufenthalte als weitere signalgebende Indi-
katoren. Dabei gibt es Hinweise, dass die persönliche
Entwicklung durch interkulturelle Erfahrungen zu einer
„reiferen“ Sicht auf das Studium führt, bzw. dass sich be-
sonders gute und zielstrebige Studenten in Auslandsse-
mester selektieren (Clarke/Flaherty/Wrigth 2009; Dwyer
2004; Ingraham/Peterson 2004). Ferner sind zahlreiche
Austauschprogramme mit einer Vorselektion verbunden,
wodurch ein Auslandssemester als eine Positivselektion
interpretiert werden kann.
Als ein weiteres Selektionsinstrument, sollen Fach- und
Fähigkeitstests dazu dienen, Aufschluss über die kogniti-
ven und fachlichen Fähigkeiten der Bewerber zu geben,
um damit die Passgenauigkeit mit den an der jeweiligen
Hochschule geltenden Anforderungen zu erhöhen
(Reuther/Spoun 2009). Bestehende empirische Befunde
weisen eine signifikant positive Korrelation zwischen
den Resultaten von standardisierten und fachspezifi-
schen Leistungstests und dem Studienerfolg von Stu -
dierenden nach (Kuncel/Hezlett/Ones 2001; Hell/
Trapmann/Schuler 2007; Sackett/Bornemann/Connelly
2008; Kuncel/Wee/Serafin/Hezlett 2010; Gupta/Turek
2015). Die Metaanalyse von Hell, Trapmann und Schuler
(2007) belegt die hohe Vorhersagekraft von zukünftigen
Studienleistungen an deutschen Hochschulen durch
deutsche fachspezifische Studierfähigkeitstests wie den
Test für medizinische Studiengänge (TMS). Für den
anglo amerikanischen Sprachraum belegt eine Metanaly-
se von Kuncel, Credé und Thomas (2007) die Validität
des Graduate Management Admission Test (GMAT) für
nicht-konsekutive MBA-Studiengänge, wobei die Vali-
dität für nicht-Muttersprachler geringer ausfällt. Auch
der Graduate Record Examination (GRE) weist eine sig-
nifikante Prognosevalidität bei der Bewerberauswahl auf
(Kuncel/Hezlett/Ones 2001). In Deutschland nutzen
Hochschulen verstärkt den Test für Masterstudiengänge
in Wirtschafts- und Sozialwissenschaften (TM-WISO),
welcher gegenüber dem GMAT zusätzliche Fähigkeits-
konstrukte wie „Planungs- und Organisationskompe-
tenz“ erfasst und zudem die Fähigkeitsmessung in kon-
krete ökonomische Fragestellungen einbettet, wodurch
ein stärkerer Fachbezug erreicht wird (Herde et al.
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2016). Bei den komplexen und fachbezogenen Aufga-
benformaten soll zudem die häufig kritisierte Trainier-
barkeit des Tests eingeschränkt werden. Ferner besteht
empirische Evidenz, dass die durchschnittliche Ab-
schlussnote mit zunehmender Höhe der in Auswahltests
erreichten Punktzahl signifikant verbessert wird (Kun-
cel/Hezlett/Ones 2001; Sackett/Bornemann/Connelly
2008; Kuncel/Wee/Serafin/Hezlett 2010). Für den deut-
schen Hochschulraum weisen Weimar et al. (2017) im
Rahmen einer Untersuchung eines universitätsinternen
Masterzulassungsleistungstest nach, dass mit internen
Tests – als aktive Screeningmaßnahme – Differenzen in
der Notenentstehung zwischen Fachhochschulabsolven-
ten, Absolventen von Berufsakademien und Universitä-
ten ausgeglichen werden können und daher gerechter
erscheinen als eine Zulassung rein auf Basis der Bache-
lornote. Zudem erlauben interne Tests „hauseigene“ Be-
werber zu fördern, da diese aufgrund bestehender Infor-
mationsvorteile in Bezug auf die Anforderungen der Prü-
fer besser in internen Leistungstests abschneiden als ex-
terne Kandidaten (Weimar et al. 2017). Während inter-
ne Leistungstests besonders zu hohen Opportunitäts -
kos ten für die eingebunden Lehrkräfte verbunden ist,
bietet der Rückgriff auf externe Tests zwar keinen Ein-
griff auf die Fragestellungen, jedoch sind die Kosten für
die Fakultäten überschaubar.
Die Einreichung eines Empfehlungsschreibens kann
ebenfalls als ein Qualitätssignal vorausgesetzt werden.
Erkenntnisse im Hinblick auf die Wiedergabe der 
Leistungsfähigkeit der Bewerber liegen nicht vor
(Scheller et al. 2013; Ehrmann/Meiseberg/Koch 2014).
Das Empfehlungsschreiben soll die allgemeine Eignung
des Bewerbers zum Ausdruck bringen (Arnhold/Hach-
meister 2004). Hierbei wird vor allem vorausgesetzt,
dass der Signalgeber (ausstellender/e Hochschulleh-
rer/in) aufgrund von potenziellen Reputationsverlusten
infolge der Empfehlung eines gering talentierten 
Studierenden, eher dazu tendiert, eine wahrheits-
gemäße und realitätsnahe Einschätzung des Kandida-
ten abzugeben (Kugler 2003). Jedoch ist ebenso zu ar-
gumentieren, dass der ausstellender/e Hochschulleh-
rer/in oftmals keine oder nur eine geringe Abhängig-
keit mit der aufnehmenden Hochschulinstitution hat
und daher Anreize zur Ausstellung einer verzerrten
Empfehlung vorliegen.
Als ein Screeninginstrument, können
Motivationsschreiben eingefordert
werden, welchen jedoch eine mä -
ßige Validität zugesprochen wird
(Trost 2005; Gold/Souvignier 2005;
Scheller et al. 2013). Erkenntnisse
über Sprachbeherrschung, Argumen-
tationsfähigkeiten und etwa über
das Ausdrucksvermögen sollen im
Rahmen des Einsatzes eines Motiva-
tionsschreibens gewonnen werden,
denen ein positiver Einfluss an den
Studienerfolg unterstellt wird (Heine
et al. 2006).
Durch den Einsatz von Auswahlge-
sprächen als „klassische“ Screening-
maßnahme, sollen Erkenntnisse über

Persönlichkeitsmerkmale und Studienmotivation der Be-
werber gewonnen werden (Heine et al. 2006; Hell et al.
2007). Es besteht empirische Evidenz, dass bei der Bewer-
berselektion durch Auswahlgespräche neben den objekti-
ven Leistungsmerkmalen auch subjektive Aspekte (wie
soziale Ähnlichkeit zwischen Prüfenden und Bewerbern)
einbezogen werden, was zu Verzerrungen bei der Beurtei-
lung der Passgenauigkeit führen kann und unerwünschte
Selektionseffekte die Folge sein können (Carnevale/Rose
2004; Hartmann 2005). Hell et al. (2007) weisen im Rah-
men einer Meta-Analyse eine positive Validität von Aus-
wahlgesprächen nach, die allerdings kleinere Werte an-
nimmt als bspw. der Einsatz von Leistungstests. Eine posi-
tive Validität wird auch von Dlugosch (2005) belegt.

3. Einsatz von Zulassungsvoraussetzungen
3.1 Deskriptive Analyse
Den vorangegangenen Ausführungen ist zu entnehmen,
dass die Passgenauigkeit durch die Aufnahme zusätzlicher
Selektionsinstrumente in den Bewerberauswahlprozess
gesteigert werden kann. Gleichzeitig wird unterstellt, dass
die Anzahl der eingesetzten Instrumente auf Unsicherhei-
ten hinsichtlich der Prognosekraft des Einsatzes der (ein-
zelnen) Kriterien schließen lässt (Kuncel/Credé/Thomas
2007; Rüschen 2015; Herde/Stegt/Preckel 2016). Daher
soll in einem nächsten Schritt der gegenwärtige Einsatz
von signalgebenden Instrumenten und Kriterien mit Fil-
terfunktion untersucht werden. Hierzu wurden Informa-
tionen zu aktuellen Zulassungsvoraussetzungen der an
deutschen Hochschulen angebotenen konsekutiven Mas -
terstudiengänge im Fachbereich Betriebswirtschaftslehre
zum Wintersemester 2016/2017 gesammelt. Als Basis
dienten die Auswahl-, Prüfungs-, Studien-, und Zulas-
sungsordnungen sowie die auf den jeweiligen Internetsei-
ten der Institutionen verfügbaren Informationen. Unter-
schieden werden die Hochschulen in private Fachhoch-
schulen (FH), staatliche FH, private Universitäten und
staatliche Universitäten. Insgesamt konnten 617 Wirt-
schaftsstudiengänge erfasst werden, von denen 137 an
öffentlichen Universitäten, 16 an privaten Universitäten,
306 an öffentlichen FH und 158 an privaten FH angebo-
ten werden.
Tabelle 1 gibt einen Überblick über die eingesetzten Se-
lektionsinstrumente als Zulassungsvoraussetzung. Dem-

Tabelle 1: Einsatz von Selektionsinstrumenten verschiedener Hochschularten

Hinweis: Hervorgehobene Werte zeigen Zeilenmaxima an.



45HM 2/2018

S. Borowski, M. Schauberger & D. Weimar n Zugangs- und Zulassungsvoraussetzungen ...HM

entsprechend ist in 342 (55,43%) der
Studiengänge die Erreichung einer
Abschlussnote erforderlich. Die An-
gaben reichen von einem erforderli-
chen ECTS-Grad (3 Studiengänge,
0,58%), einem Nominalwert (234,
68,42%) bis hin zu einer unklaren
Aussage, wie überdurchschnittlich
gut (65, 19,01%). In 41 (11,99%) der
Studiengänge werden sowohl das
eine als auch das andere Signal (z.B.
ECTS-Grad B oder 2,3) akzeptiert.
Der durchschnittliche Nominalwert
der erforderlichen Bachelornote über
alle Studiengänge beträgt 2,58. An
den privaten Universitäten muss im
Durchschnitt eine Abschlussnote von mind. 3,5, an pri-
vaten FH von mind. 2,67, an staatlichen Universitäten
von mind. 2,6 und an staatlichen FH von mind. 2,53
nachgewiesen werden. Wird das Notenkriterium bis zu
einer definierten Höchstgrenze verfehlt, besteht in
7,31% (25) der Studiengänge die Möglichkeit einer Teil-
nahme an einem Verbesserungsverfahren. Durch die
Einreichung bestimmter Nachweise mit Signalwert (z.B.
(postgraduale) Berufserfahrung, Englischniveau C1 oder
Abschluss bestimmter Module) bzw. durch Einsatz von
Kriterien mit Filterfunktion, wie der Absolvierung von
standardisierten Studierfähigkeitstests (GMAT, GRE und
dem Test für Masterstudiengänge in Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften (TM-WISO)), hochschulinternen
Tests sowie Auswahlgesprächen, kann das Notenkriteri-
um erreicht werden. 
Die Absolvierung bestimmter Module ist eine Zugangs-
voraussetzung in 20,75% (128) der Studiengänge. Der
Anteil der Studiengänge innerhalb der Hochschulart
liegt bei den staatlichen Universitäten mit 43,80% (60)
vor den 53 staatlichen (17,32%) und 14 privaten FH
(8,86%), sowie einer privaten Universitäten (6,25%).
In 58,02% (358) aller Studiengänge stellt der Nachweis
von Sprachkenntnissen eine Voraussetzung für den Mas -
terzugang dar. Mit 68,75% (11) der betrachteten Studi-
engänge innerhalb des Hochschultyps, wird der Nachweis
mehrheitlich an privaten Universitäten, gefolgt von
65,19% (103) an privaten FH, 56,86% (174) an staatlichen
FH und 51,09% (70) an staatlichen Universitäten erfordert.
Das Signal Berufserfahrung muss im Rahmen der Bewer-
bung bei 4 (25%) der Studiengänge an privaten Univer-
sitäten, 68 (22,22%) der staatlichen FH, 29 (18,35%)
der privaten FH und 11 (8,03%) der staatlichen Univer-
sitäten nachgewiesen werden. Insgesamt wird das Signal
in 112 (18,15%) der Studiengänge von den Hochschulen
gefordert. In weniger als drei Prozent aller Studiengänge
wird Auslandserfahrung vorausgesetzt.
Masterzulassungsleistungstests werden in 59 (9,56%)
Studiengängen eingesetzt (Tabelle 2). Während bei eini-
gen Hochschulen eine Pflicht besteht, den jeweils einge-
setzten, bestimmten Test zu bestehen oder eine gewisse
Punktzahl zu erreichen, können an anderen Institutio-
nen entweder der eine oder der andere Test absolviert
bzw. das gewünschte Ergebnis nachgewiesen werden.
Eine verpflichtende Teilnahme an einem hochschuleige-
nen Test wird in 48 Studiengängen vorausgesetzt. Der

GMAT wird in sieben, der GRE in zwei und der TM-
WISO in zwei Fällen eingesetzt. In 29 Fällen (GMAT), 21
Fällen (GRE) und 11 Fällen (TM-Wiso) kann der erwähn-
te Test oder ein anderer Test genutzt werden. Option zur
Verbesserung kann der GMAT in 4, der GRE in zwei
sowie der TM-Wiso in zwei Fällen eingesetzt werden.
Für die Bewerber beträgt die Teilnahmegebühr für den
GMAT 297,50$, den GRE 220,15€ und den TM-WISO
100€. Eine Gebühr für die Teilnahme am hochschuleige-
nen Test wird nicht erhoben.
Ein (und z.T. zwei) Empfehlungsschreiben muss (müssen)
für ein Studium in 38 (6,16%) aller betrachteten Studi-
engänge eingereicht werden (ehemaliger Hochschullehrer
oder Arbeitgeber). Dabei liegt der Anteil des Nachweises
innerhalb des Hochschultyps mit 7,84% (24) bei den
staatlichen FH am höchsten, gefolgt von den staatlichen
Universitäten (8; 5,84%) und den privaten FH (6; 3,8%).
Die Einreichung eines Motivationsschreibens wird in
225 (36,47%) Studiengängen vorausgesetzt. Für ein Stu-
dium in 63 (39,87%) aller Studiengänge an privaten FH
ist ein Motivationsschreiben erforderlich. Bei staatlichen
FH sind es 116 (37,91%), gefolgt von 5 (31,25%) Studi-
engängen an privaten Universitäten und 41 (29,93%)
bei staatlichen Universitäten.
Ein persönliches Auswahlgespräch ist im Rahmen der
Bewerbung in 221 und damit in 35,82% aller mit in die
Untersuchung einbezogenen Studiengänge notwendig.
Während jeweils bei ca. einem Viertel der betrachteten
Studiengänge staatlicher Universitäten (35; 25,55%)
und FH (77; 25,16%) ein persönliches Gespräch als Vor-
aussetzung gilt, liegt der Anteil bei den privaten Univer-
sitäten mit 56,25% (9) am höchsten, gefolgt von
46,20% (73) bei den privaten FH.
Eine Bewerbungsgebühr wird in 13 (2,11%) der betrach-
teten Studiengänge (1/4/3/5) verlangt, die von 70 bis
100€ reicht. An einer privaten FH werden in zwei Studi-
engängen Gebühren von 45€ für ein persönliches Inter-
view erhoben.
Von weiterer Relevanz, scheint die genaue Anzahl ver-
schiedener Zulassungsvoraussetzungen an einer Hoch-
schule. Entsprechend Tabelle 3, werden in 164 (26,58%)
aller betrachteten Masterstudiengänge drei Selektions-
instrumente verwendet. Dabei gibt es keine deutlichen
Unterschiede zwischen den einzelnen Hochschultypen.
Während in jeweils ca. 5% der Studiengänge an staatli-
chen Universitäten und FH sowie privaten FH auf den

Tabelle 2: Einsatz von Masterzugangsleistungstests

Hinweis: Angaben in Klammern beziehen sich auf Universität staatlich/Universität privat/Fachhochschule
staatlich/Fachhochschule privat.
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Einsatz gänzlich verzichtet wird, findet sich bei den pri-
vaten Universitäten kein Studiengang ohne Instrument.
In einem an einer privaten FH angebotenen Studiengang
werden gar acht unterschiedliche Selektionsinstrumente
zur Auswahl der leistungsstärksten Bewerber eingesetzt.
Zusätzlich zu ex-ante Zulassungsvoraussetzungen, lagen
in einzelnen Studiengängen auch ex-post Zulassungsbe-
schränkungen in Form eines Numerus Clausus vor. Dem-
nach lagen Zulassungsbeschränkungen in 23,46% (145)
der Studiengänge vor, die sich wie folgt auf die einzel-
nen Hochschultypen verteilt: 25,55% der betrachteten
an staatlichen Universitäten angeboten Studiengänge,
68,75% der an privaten Universitäten, 31,70% der an
staatlichen FH und 1,27% der an privaten FH angebote-
nen Studiengänge sind zulassungsbeschränkt.

3.2 Diskussion
Im Durchschnitt kombinieren die Hochschulinstitutio-
nen drei Instrumente im Rahmen der Bewerberauswahl,
und machen daher wesentlich von ihrer Autonomie Ge-
brauch. Lediglich in 5% aller untersuchten Studiengän-
ge, waren keine zusätzlichen Zulassungsvoraussetzungen
gefordert. Damit entspricht nur eine sehr geringe Anzahl
der Studiengänge im Kern den Hoffnungen von Bologna
einer maximalen, freiwilligen Studentenmobilität. Die in
der Literatur viel diskutierte, sinkende Aussagekraft des
Signals Abschlussnote spiegelt sich besonders in der 
Verwendung weiterer Zulassungsinstrumente wider
(Kuncel/Credé/Thomas 2007; Nickolaus/Abele 2009).
Gleichzeitig verdeutlichen die Ergebnisse, dass Ab-
schlussnoten weiterhin als Grundlage der Bewerberaus-
wahl dienen und weitere Instrumente neben diesen ein-
gesetzt werden. Die staatlichen Einrichtungen fordern
vergleichsweise niedrigere Bachelorabschlussnoten als
die privaten Institutionen. Zu den durchschnittlich
meist eingesetzten Kriterien zählen die Signale Sprach -
nachweis und Abschlussnote. Gefolgt werden diese von
den Instrumenten mit Filterfunktion Motivationsschrei-
ben und Auswahlgespräch, denen beide eine nicht ein-
zig auf Leistung basierende Beurteilung unterstellt wird
(Carnevale/Rose 2004; Hartmann 2005).
Unterschiede zwischen den Bildungsträgern werden
insbesondere bei dem Selektionsinstrument Auswahl-

gespräch deutlich, das – trotz der an-
haltenden Kritik hinsichtlich der För-
derung sozialer Selektivität (Hart-
mann 2005) – anteilig deutlich häufi-
ger von den privaten Institutionen
eingesetzt wird. Die Verwendung
des Instrumentes steht im Gegensatz
zu dem formulierten Ziel einer Mobi-
litätssteigerung, da die Auswahl sub-
jektiv und nicht nur nach Leistungs-
gesichtspunkten, sondern auch auf
Basis sozialer Aspekte erfolgt (Carne-
vale/Rose 2004; Hartmann 2005). In
Verbindung mit dem ebenfalls hohen
Anteil des Einsatzes von Motivati-
onsschreiben scheinen die privaten
Bildungsträger ihre Auswahl deutlich
stärker auf qualitative Persönlich-
keitsmerkmale der Bewerber zu stüt-

zen als die öffentlichen Einrichtungen. Gestützt wird
diese Vermutung ebenfalls dadurch, dass die Vorausset-
zung der Absolvierung gewisser Module deutlich stär-
ker von den staatlichen Universitäten bzw. FH gefordert
wird und in verhältnismäßig sehr wenigen Auswahlver-
fahren standardisierte Studierfähigkeitstests eingesetzt
werden. Der Anteil dieser Testart liegt bei den unter-
suchten, an staatlichen Bildungsträgern angebotenen
Masterstudiengängen, deutlich höher. Ursachen für die-
sen Unterschied können u.a. in den unterschiedlichen
Ansichten über die Effekte des Einsatzes des Selektions-
instrumentes liegen (Hell/Schuler 2008).
Auch wenn die eingesetzten standardisierten Studier-
fähigkeitstests die Wahrscheinlichkeit der Auswahl der
leistungsfähigsten Bewerber erhöhen, sind sie aufgrund
der auf Seiten der Studierenden entstehenden Kosten
und der damit einhergehenden möglichen sozialen Se-
lektion, ebenso wie ggfs. anfallende Bewerbungsge-
bühren, zu kritisieren (Baumgart 2009; Falkenhagen
2013; Himpele 2014). Insgesamt kann festgehalten wer-
den, dass insbesondere vermehrt eben jene Selektions-
instrumente von staatlichen Bildungsträgern eingesetzt
werden, die auf objektiv überprüfbaren Entscheidungen
basieren, während private Institutionen subjektivere
Auswahlinstrumente verwenden.
Der Beitrag verdeutlicht den umfassenden Gebrauch von
Selektionsinstrumenten, der zum Aufbau von Mobilitäts-
barrieren, und damit zu vermutlich steigenden unfreiwil-
ligen Wechseln auf Bewerberseite führt (Schuler/Hell
2008; Hoxby 2009; Smith/Pender/Howell 2013). Wäh -
rend sich Studierende für den Nachweis einiger zu erfül-
lenden Kriterien (Abschlussnote, Sprachnachweise, Ab-
solvierung gewisser Module, Praxis- und Auslandserfah-
rung) bereits mit ausreichend viel Zeit hinarbeiten müs-
sen, können andere Kriterien (Empfehlungs- und Motiva-
tionsschreiben sowie Auswahlgespräche) relativ zeitnah
und damit weniger mobilitätseinschränkend nachgewie-
sen bzw. durch geführt werden. 

4. Fazit
Der vorliegende Beitrag beschäftigte sich mit den ex-
ante Zugangs- und Zulassungsvoraussetzungen sämtli-

Tabelle 3: Anzahl insgesamt eingesetzter Selektionsinstrumente je Hochschu-
le und Hochschulart

Hinweis: Hervorgehobene Werte zeigen Spaltenmaxima an.
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cher (N=617) im Wintersemester 2016/17 an deutschen
Hochschulen angebotenen betriebswirtschaftlichen Mas -
terstudiengängen. Ausgangspunkt für die Untersuchung
stellen begründete Zweifel aufgrund des dokumentier-
ten Nutzens von Selektionskriterien im Hinblick auf die
Erhöhung der Prognosegüte zukünftigem Studienerfolgs
und einer durch die Bologna-Reform verfolgten Mobi-
litätssteigerung von Studierenden dar. Auch deuten em-
pirische Befunde auf eine Ineffizienz hinsichtlich des ak-
tuellen Einsatzes von Selektionsinstrumenten hin, die in
relativ hohen Studienabbruchsquoten und längeren Stu-
dienzeiten resultiert.
Die mit dem Bologna-Prozess verfolgte Mobilitätssteige-
rung wird in der Literatur in Frage gestellt, da sich Bele-
ge für einen nicht vom Bewerber intendierten Wechsel
der Hochschulen finden, sodass Bachelorabsolventen
z.T. zu einem Hochschulwechsel gezwungen werden.
Die Ergebnisse verdeutlichen, dass Hochschulen eine
Vielzahl von Selektionsinstrumenten einsetzen und damit
den in der Literatur dokumentierten Nutzen hinsichtlich
des Einsatzes verschiedener Auswahlkriterien in die
hochschulpolitischen Entscheidungen mit einbeziehen. 
Gleichzeitig belegen empirische Untersuchungen, dass
eben dieser Gebrauch mit dem Aufbau von Mobilitätsbar-
rieren einhergeht, und dass aufgrund der Förderung sozia-
ler Selektivität einzelner Kriterien unüberwindbare Hürden
für bestimmte Bewerber(-gruppen) aufgebaut werden.
Im Durchschnitt werden in den untersuchten Studi-
engängen drei Selektionsinstrumente eingesetzt. Die
Hochschulinstitutionen machen daher umfassend Ge-
brauch von ihrer Autonomie. Zwischen den Bildungsträ-
gern finden sich insbesondere Unterschiede hinsichtlich
der Verwendung von Instrumenten mit signalgebender
Funktion und Kriterien mit Filterfunktion. Die Untersu-
chung zeigt, dass private Institutionen verhältnismäßig
öfter Instrumente mit Filterfunktion einsetzen, die auf-
grund einer nicht einzig auf Leistungsgesichtspunkten
beruhenden Bewertung in der Kritik stehen, und eine
soziale Selektivität fördern.
Aus der Untersuchung lassen sich Implikationen für die an
dem Auswahlprozess beteiligten Verantwortlichen ablei-
ten. Zum einen ist vor dem Hintergrund des Gleichheit-
sprinzips von einer zu hohen Gewichtung von sozialer Se-
lektivität fördernden Instrumenten abzuraten. Zum ande-
ren sollten sich Studierende frühzeitig über die geltenden
Zulassungs- und Zugangsvoraussetzungen informieren
und ggfs. erforderliches Humankapital aufbauen, da die
betrachteten Hochschulen – entsprechend den vorliegen-
den Ergebnisse – zum Teil große Unterschiede in der Art
und Anzahl eingesetzter Selektionskriterien aufweisen.
Zukünftiger Forschungsbedarf besteht hinsichtlich der
Folgen des Einsatzes von Selektionsinstrumenten vor
dem Hintergrund des Aufbaus von Mobilitätsbarrieren.
Angesichts der hohen Anzahl an Negativauslesen und
damit verbundenen längeren Studienzeiten und höhe-
ren Studienabbrüchen, erscheint eine Untersuchung des
Ausmaßes der an einem Wechsel interessierten – aber
aufgrund der Nichterfüllung der strengen Zugangsvor-
aussetzungen daran gehinderten – Bachelorabsolventen
sinnvoll. Zusätzlicher Klärungsbedarf besteht hinsicht-
lich der konkreten Wirkung steigender Zulassungsvor-
aussetzungen auf das Verhältnis von freiwilligen und un-

freiwilligen Wechseln, da sich die vorliegende Arbeit
dieser Problematik nur theoretisch nähern konnte. Wei-
tere Forschungsarbeiten könnten die Prognosevalidität
des kombinierten Einsatzes von Selektionsinstrumenten
für den Fachbereich Betriebswirtschaftslehre ermitteln.
Bestehende Untersuchungen haben sich bisher lediglich
mit der Aussagekraft einzelner (z.T. auch kombinierter)
Selektionsinstrumente befasst. Die vorliegende Untersu-
chung verdeutlicht allerdings, dass die Anzahl der einge-
setzten Instrumente über die bisher im Rahmen einer
Validitätsermittlung mit einbezogenen Instrumente hin-
ausgeht. Von besonderer Bedeutung ist hier der Effekt
von hochschuleigenen und hochschulexterne Fähig-
keits- und Leistungstests.
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Der Qualitätspakt Lehre (QPL) ermöglicht es den Hoch-
schulen zum ersten Mal seit dem Öffnungsbeschluss von
1977, zusätzliches Personal für die Lehre einzustellen,
ohne dass sie dadurch ihre Ausbildungskapazitäten, also
die Zahl der Studienplätze, erhöhen müssen. Sie sollen
mit diesem Personal bessere Studienbedingungen und
mehr Qualität in der Lehre schaffen. Der Beitrag unter-
sucht, wie die Hochschulen das zusätzliche Lehrpersonal
strategisch für den Aufbau einer Qualitätskapazität nut-
zen, d.h. wie sie es in einen qualitativen Mehrwert
transformieren. Er stützt sich dabei auf eine Befragung
der durch den QPL geförderten Projekte und umfangrei-
che Nacherhebungen.
Mit dem QPL werden die Hochschulen als Gesamtorga-
nisation adressiert (vgl. Krücken/Meier 2006; Meier
2009). Sie sollten eine Strategie entwickeln, wie die ein-
zelnen Maßnahmen in das Profil der Hochschule einge-
bettet und wo die zusätzlichen Mittel eingesetzt wer-
den, und sie müssen die Projekte als Antragsteller orga-
nisatorisch verantworten. Bislang erfolgte eine Profilbil-
dung in der Lehre im Fach und hier vor allem über Inhal-
te, indem bestimmte Lehrgebiete besetzt und neue inte-
griert wurden. Nun soll die Hochschulleitung über die
Verteilung der zusätzlichen QPL-Mittel entscheiden, hat
aber zugleich einen erheblichen Orientierungsbedarf, da
sie kaum Einblick in die Leistungsfähigkeit der einzelnen
Lehrbereiche hat. Dem entspricht bisher eine dezentrale
Lehrorganisation, in der vor Ort Personal rekrutiert und
eingesetzt wird, ohne dass dies der zentralen Ebene be-
kannt sein muss (Mitterle et al. 2015). In diesem Span-
nungsfeld zwischen gesamtorganisationaler Strategie
und der Bewältigung des täglichen Lehrbetriebs erfolgt
der Einsatz des QPL-Lehrpersonals.
Vor diesem Hintergrund lassen sich drei Allokationsmus -
tern des QPL-Lehrpersonals unterscheiden, die mit un-
terschiedlichen Funktionen ihres Einsatzes verbunden

sind, nämlich Kompensation, Erweiterung und Stratifi-
kation. Sie werden im Folgenden erläutert und als unter-
suchungsleitende Hypothesen zuerst an den aggregier-
ten Daten der Befragung und dann auf Organisations -
ebene geprüft.

1. Allokationsmuster der kapazitätsneutralen
Hochschullehre

Betrachtet man die Veränderungen in der deutschen
Hochschulbildung seit der Einführung gestufter Studien-
strukturen in den 2000er Jahren, lassen sich drei Ent-
wicklungen beobachten. Erstens hat sich die Bildungsex-
pansion beschleunigt. Mehr als die Hälfte einer Alters -
kohorte ist nun hochschulzugangsberechtigt und strebt
ein Studium an. Zweitens wurden die Studienabschlüsse
über alle Hochschultypen hinweg formal vereinheitlicht.
Drittens haben sich die Studienagänge inhaltlich ausdif-
ferenziert; sowohl hinsichtlich der Orientierung auf 
potentielle Berufsfelder wie auch bei der fachlichen
Schwerpunktsetzung sind erhebliche Unterschiede er-
kennbar. Der Zugang zum Fachstudium ist allerdings
weiterhin stark durch das Kapazitätsrecht geprägt. Es
definiert Höchstaufnahmezahlen über das vorhandene
Personal und fachdisziplinäre Koeffizienten. Zusätzliches
Lehrpersonal führt insofern zu mehr Studierenden. Die
kapazitätsneutralen QPL-Mittel hingegen erlauben es
den Hochschulen nun, Veränderungen in der Lehre
durch zusätzliches Personal zu initiieren, ohne die Auf-
nahmekapazitäten erhöhen zu müssen. 

Roland Bloch, Alexander Mitterle, 
Christian Rennert & Carsten Würmann 

Qualitätskapazitäten in der Lehre

Zum Einsatz staatlicher Fördermittel 
zur Verbesserung der Hochschullehre1 Alexander Mitterle

The Pact for Quality in Teaching allows the universities for the
first time since 1977 to hire extra teaching personnel without 
having to take in more students. They are expected to take this
personnel for improving study conditions as well as teaching qua-
lity. This article analyzes how universities employ this extra teach -
ing personnel for building up a quality capacity, i.e. how they
transform it into a qualitative surplus. It is based on an online sur-
vey of all projects funded by the Pact and extensive ex post 
inquiry. By employing a cluster analysis, four different organi -
zational allocation strategies are identified and discussed.

Roland Bloch

Carsten Würmann Christian Rennert

1 Der Artikel basiert auf Untersuchungen, die Rahmen des vom Bundes -
minis terium für Bildung und Forschung in der Begleitforschung zum Qua-
litätspakt Lehre geförderten Projekts „Qualitätskapazität. Untersuchung
des Mehrwerts von zusätzlichem Lehrpersonal des Qualitätspakts Lehre
für die akademische Lehre“ durchgeführt wurden.
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Diese Veränderungen lassen sich grob entlang von drei
Allokationsprinzipien beschreiben, die jeweils durch
einen spezifischen zu erzielenden Mehrwert, d.h. eine
spezifische Qualitätskapazität, gekennzeichnet sind. 

Kompensation
Angesichts der steigenden bzw. anhaltend großen Stu -
diennachfrage bei gleichbleibender Grundfinanzierung
bleibt eine Herausforderung vor Ort, das erforderliche
Lehrpersonal bereitzustellen. Die vorhandenen Lehrka-
pazitäten reichen oft für die zugelassenen Studierenden
nicht aus. In nachgefragten Studiengängen liegt die Aus-
lastung der laut Kapazitätsberechnung vorgesehenen
Studienplätze bei weit über 100 Prozent. Hier kann das
zusätzliche QPL-Lehrpersonal vorrangig dafür verwen-
det werden, bisher fehlende Lehrkapazität auszuglei-
chen und Studienprogramme in einer Form zu gewähr-
leisten, wie sie bisher aufgrund fehlender Ressourcen
nicht möglich gewesen war. Zusätzliches Personal würde
dann vor allem in „in stark belasteten Fächern“ (BMBF
2010) eingesetzt werden, z.B. um Pflichtveranstaltungen
mehrfach anbieten zu können; der Mehrwert ergibt sich
aus der Kompensation bisheriger kapazitärer Defizite
und damit der Verbesserung unzureichender Studienbe-
dingungen.

Aufgabenerweiterung
Mit der steigenden Hochschulbildungsbeteiligung kom-
men neue Bildungsschichten mit spezifischen Bedürfnis-
sen an die Hochschulen. Für eine sich diversifizierende
Nachfrage werden daher neue Angebote geschaffen, die
jenseits des traditionellen Curriculums Hochschullehre
breiter definieren. Das QPL-Lehrpersonal übernimmt
hier neue, im Zwischenbereich von Lehre und Service
angesiedelte Aufgaben wie z.B. Mentoring, Karrierebe-
ratung oder die Vermittlung von Schlüsselqualifikatio-
nen (vgl. Kloke/Krücken 2012) und bietet neue, auf die
spezifischen Bedürfnisse einer heterogenen Studieren-
denschaft zugeschnittene Lehrveranstaltungen an (z.B.
Propädeutika, Brückenkurse, Einführung in das wissen-
schaftliche Schreiben oder individuelles Coaching). Ziel-
gruppenspezifische Angebote sollen unterschiedliche
Voraussetzungen ausgleichen, den Studienwechsel oder
-abbruch verringern und den Studienerfolg sowie die
berufliche Integration der Absolventen erhöhen. Der
Mehrwert besteht in der Aufgabenerweiterung der
Hochschullehre.

Stratifikation
Die Hochschulen müssen die stark angestiegenen Stu-
dierendenzahlen mit gleichbleibenden oder rückläufigen
Personalmitteln bewältigen. Als Reaktion darauf waren
2012 bereits 46 Prozent der Studiengänge an deutschen
Hochschulen zulassungsbeschränkt (Herdin/Hachmeister
2014). Die steigenden Zulassungsbeschränkungen ge -
hen einher mit einer zunehmenden vertikalen Differen-
zierung in der Hochschulbildung. Allerdings galt das
Hochschulwesen in Deutschland bis in die 2000er Jahre
als kaum vertikal gegliedert (Stock 2018). Es gab keine
Hochschulen und keine Studienprogramme, die bean-
spruchten, eine Spitzenposition im Feld der Hochschul-
bildung inne zu haben (Bloch et al. 2014a).

Mittlerweile werden aber auch in Deutschland Quali -
täts unterschiede in der Hochschulbildung betont. Sol-
che Tendenzen werden u.a. durch den Bologna-Prozess
forciert, der zwar auf ein europaweit einheitliches Studi-
ensystem zielt, zugleich aber Prozesse der organisatio-
nalen Stratifikation angestoßen hat (Vaira 2009). So
haben sich die Grenzen zwischen unterschiedlichen
Hochschultypen verwischt (Witte et al. 2008). Der „aca-
demic drift“ der Fachhochschulen befördert vertikale
Absetzbewegungen etablierter Universitäten (Bloch
2018). Das zusätzliche QPL-Lehrpersonal kann genutzt
werden, um bestimmte für das Profil der Hochschule als
wichtig und bedeutsam erachtete Bereiche zu stärken.
Dazu passt, dass Hochschulen sich nicht mehr nur über
bestimmte Forschungsbereiche profilieren, sondern
neuerdings einzelne Studiengänge oder ganze Hoch-
schulen ihr Lehrangebot qualitativ abzugrenzen suchen
(Merkator/Teichler 2010). Stratifikation kann also so-
wohl über den Studiengang bzw. auf Ebene des Fachbe-
reichs als auch als Merkmal der Organisation angestrebt
werden. Konzentriert sich die Allokation der Mittel nur
auf einen kleinen Bereich der Hochschule, werden ein-
zelne Fachbereiche bzw. Studiengänge aufgewertet. Auf
der Hochschulebene können solche Erweiterungen des
Studienangebots als Merkmal der Gesamtorganisation
dargestellt werden, wobei dies den Vergleich mit ande-
ren impliziert und sich daher nur durch Bezug auf ska-
lierte Darstellungen (Rankings) ableiten lässt.
Die Allokationsprinzipien sind empirisch informierte
Idealtypen und schließen einander nicht unbedingt aus.
Die tatsächlichen Allokationsmuster der QPL-Lehre kön-
nen also auch auf mehrere Prinzipien rekurrieren.

2. Datensatz und methodisches Vorgehen
Die quantitative Bestimmung der Allokationsmuster
und Funktionen der QPL-Lehre basiert auf einer Online-
Befragung aller QPL-Projekte der ersten Förderphase im
Wintersemester 2015/16. Hierfür wurde ein Fragen-
block in die vom Zentrum für Qualitätssicherung und 
-entwicklung (ZQ) Mainz im Rahmen der Evaluation des
QPL durchgeführte Online-Befragung integriert. Von
den insgesamt 39 Universitäten, die laut der QPL-Pro-
jektdatenbank zusätzliches Lehrpersonal beschäftigten,
ließen sich für 25 Daten zu diesem Lehrpersonal und
den dazugehörigen Lehrveranstaltungen erheben.2
Die erhobenen Daten umfassen die Personalgruppe, den
Lehrumfang in Semesterwochenstunden (SWS), die Voll-
zeitäquivalente, den Veranstaltungstyp und die organi-
sationale Zuordnung der QPL-Lehrveranstaltungen bzw.
des QPL-Lehrpersonals. Diese Angaben wurden um or-
ganisationsbezogene Variablen ergänzt. Sie umfassen
die Größe der Hochschulen, gemessen in Studierenden-
zahlen, den Anteil der QPL-Lehrveranstaltungen, die auf
Fachbereichsebene angeboten werden, sowie den Anteil
an Fachbereichen mit QPL-Lehrveranstaltungen bezo-
gen auf die Gesamtzahl an Fachbereichen der jeweiligen
Hochschule.

2 Der Datensatz umfasst insgesamt 1.154 QPL-Lehrveranstaltungen und 736
QPL-Lehrende.
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Zur Prüfung der unter-
suchungsleitenden Hy-
pothesen wurde der
Datensatz mit weiteren
Strukturdaten in Bezie-
hung gesetzt. Dazu
zählen die Positionen
der Universitäten im
DFG-Förderranking und
in weiteren globalen
und nationalen Ran-
kings, die Größe einer
Fachdisziplin, operationalisiert über ihre Studierenden-
zahl im Wintersemester 2015/16, die Anzahl der QPL-
Lehrveranstaltungen pro Lehr- und Forschungsbereich
sowie die Anzahl der QPL-Antragsbeteiligungen pro
Lehr- und Forschungsbereich. 
Die statistische Auswertung der Daten besteht aus drei
Komponenten:
(1) Für die Prüfung von Zusammenhängen wurden die

Kerndaten der QPL-Projekte mit anderen Struktur -
merkmalen korreliert.

(2) Zur Identifikation von Allokationsmustern der QPL-
Lehre an den Hochschulen wurde eine Clusterzen-
trenanalyse auf Basis des K-Means-Algorithmus dif-
ferenziert nach Hochschultyp durchgeführt. Der Vor-
teil dieses Verfahrens besteht darin, dass anders als
in hierarchischen Clusterverfahren die „einmal vorge-
nommene Zuordnung eines Objekts zu einem Cluster
nicht endgültig“ (Bortz/Schuster 2010) ist. Dabei
wurden folgende z-standardisierte Variablen einbe-
zogen: (1) der Anteil der fächerbezogenen QPL-Lehr-
veranstaltungen, (2) der Anteil an QPL-Lehrveran-
staltungen, die von von zentralen Einrichtungen an-
geboten werden, (3) die Verteilung des QPL-Lehr-
personals auf die Personalgruppen3, (4) der Anteil an
Fachbereichen einer Hochschule mit QPL-Lehrveran-
staltungen. 

(3) Die ermittelte Clusterzugehörigkeit der Universitäten
wurde mit weiteren Daten der jeweiligen QPL-Pro-
jekte zu (a) QPL-Lehrveranstaltungen nach Veranstal-
tungstyp und (b) Personalgruppen nach Beschäfti-
gungsumfang (in Vollzeitäquivalenten) korreliert.

3. Analyse der Allokation des QPL-Lehrpersonals
und der QPL-Lehrveranstaltungen

Hinsichtlich der Stratifikations-Hypothese wurde ge-
prüft, ob Universitäten mit stratifikatorischem An-
spruch generell eine höhere erfolgreiche Antragsakti-
vität aufweisen. Demnach würden jene Universitäten,
die erfolgreich Drittmittel in der Forschung einwerben,
auch bei der Einwerbung von Mitteln für zusätzliche
Lehre erfolgreich sein. Geprüft wurde diese Hypothese
anhand der Korrelation zwischen der Förderung durch
den QPL und den bei der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG) im Zeitraum von 2011 bis 2013 ein-
geworbenen Drittmitteln.4
Die Ergebnisse zeigen einen signifikanten Zusammen-
hang zwischen der Einwerbung von Drittmitteln für die
Forschung (DFG) und für die Lehre (QPL). Der durch-
schnittliche Rangunterschied zwischen nicht geförderten

und geförderten Hochschulen mit QPL-Lehrpersonal ist
auf einem Niveau von 0,05 statistisch signifikant. Aller-
dings werden eingeworbene Drittmittel jenseits des
DFG-Förderrankings nicht in eine Rangordnung von
Hochschulen übersetzt.5 Solche Rangordnungen werden
durch Hochschulrankings produziert. Entlang einer spe-
zifischen Gruppe von Indikatoren setzen sie Hochschu-
len zueinander in Beziehung und ermöglichen so eine
unmittelbar einsichtige vertikale Unterscheidung (vgl.
Heintz 2008). Sie können also Auskunft darüber geben,
ob Hochschulen mit einer hohen Rangposition erfolgrei-
cher bei der Einwerbung von QPL-Mitteln sind. Die
meis ten globalen Rankings verwenden überwiegend
Forschungsindikatoren, während nationale Rankings die
Studienwahl unterstützen und insofern vor allem Lehrin-
dikatoren einbeziehen. Zur Prüfung der Stratifikations-
hypothese wurden daher verschiedene globale und na-
tionale Rankings, die hochschulübergreifende Skalierun-
gen darstellen (können), einbezogen.6
Die Ergebnisse zeigen keine statistisch signifikanten Zu-
sammenhänge. Eine hohe Rangposition, die als ein Indi-
kator für stratifikatorische Ansprüche der Universität gel-
ten kann, geht nicht einher mit der erfolgreichen Einwer-
bung von QPL-Mitteln. Dies hängt u.a. damit zusammen,

Tabelle 1: Zusammenhang zwischen der Förderung durch den QPL und eingeworbenen
DFG-Mitteln

3 Berücksichtigt wurden die Personalkategorien „Professor/in“ (inklusive
Vertretungs-, Gast- und Juniorprofessor/in), „wissenschaftliche/r Mitarbei-
ter/in / Lehrkraft für besondere Aufgaben“ sowie „Lehrbeauftragte/r“. Die
Anteile wurden anhand des Umfangs der Lehre pro Semester in SWS er-
mittelt. Auf Grund stark variierender und teilweise erheblicher Lehrver-
pflichtungen von wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen (vgl. Bloch et al.
2014b) lassen sich diese nicht sinnvoll von Lehrkräften für besondere Auf-
gaben trennen.

4 Anhand der QPL-Projektdatenbank wurden die 88 staatlichen Universitä-
ten mit Promotionsrecht, die im QPL antragsberechtigt sind, dahingehend
klassifiziert, ob sie durch den QPL gefördert wurden, im Rahmen dieser
Förderung zusätzliches Lehrpersonal beantragt haben oder aber nicht ge-
fördert wurden. Von diesen ließen sich für 78 Universitäten Rangplätze im
DFG-Förderatlas (2015) erheben. Dieser weist nur jene Universitäten aus,
die zwischen 2011 und 2013 mindestens eine Million Euro an DFG-Mit-
teln eingeworben haben. Die Summe der DFG-Mittel pro Universität
wurde mit einem auf der Anzahl des hauptberuflich wissenschaftlichen
Personals zwischen 2011 und 2013 basierenden Median gewichtet (Quel-
le: Statistisches Bundesamt. Personal an Hochschulen. Fachserie 11.1,
Reihe 4.4). Der DFG-Förderatlas operiert zwar auch mit personalrelativier-
ten Bewilligungssummen, allerdings aufgeschlüsselt nach Fächergruppen
und nicht nach Hochschulen insgesamt. Das Mittelvolumen variiert zwar
nach Fächergruppe, unterschiedliche Fächerzusammensetzungen von Uni-
versitäten konnten bei der Analyse aber nicht berücksichtigt werden. Zwei
der durch den QPL geförderten Universitäten mit zusätzlichen Lehrperso-
nal wurden im DFG-Förderatlas nicht ausgewiesen, so dass hier die Daten
von 37 anstatt 39 Universitäten ausgewertet wurden.

5 Dies wäre auch irreführend, da für die DFG-Förderung nicht Hochschulen,
sondern einzelne oder Gruppen von Wissenschaftler/innen Antragsteller sind.

6 Berücksichtigt wurden das Shanghai-Ranking (2015), das Times Higher
Education Ranking (2015), das QS World University Ranking (2015) sowie
das CHE-Ranking (2014-16).
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dass die Zahl der Univer-
sitäten, die im QPL er-
folgreich waren, deutlich
über der Zahl deutscher
Universitäten liegt, die
einen Platz unter den
ers ten 100 in den jewei-
ligen globalen Rankings
belegen. Um eine größe-
re Zahl an Hochschulen
und stärker lehrbezoge-
ne Aspekte einzubezie-
hen, wurde die Variable
„Studienbedingungen insgesamt“ des Rankings des Cen-
trums für Hochschulentwickung (CHE) getestet.7 Hierfür
wurde der jeweilige Medianwert aller bewerteten Studi-
engänge einer Hochschule mit den QPL-Daten in Bezie-
hung gesetzt. Anders als es die Stratifikationshypothese
vermuten lässt, ist eine mittelstark signifikante gegentei-
lige Tendenz ersichtlich. Eine höhere Zahl an QPL-Lehr-
veranstaltungen korreliert mit einer schlechteren Bewer-
tung der Studienbedingungen.
Dieser Zusammenhang ebenso wie die insgesamt hohe
Zahl der QPL-geförderten Universitäten verweist auf das
politische Ziel, dass eine Qualitätsverbesserung der Lehre
„in der Breite der Hochschullandschaft“ erreicht werden
soll, u.a. durch die „Verbesserung der Betreuungsrelatio-
nen“. „Insbesondere in stark belasteten Fächern“ (BMBF
2010) werde zusätzliches Personal benötigt. Vor diesem
Hintergrund erscheint die Kompensations-Hypothese
plausibel: Je höher die Zahl der Studierenden an einer
Hochschule, umso mehr zusätzliches Lehrpersonal erhält
diese und kann dementsprechend auch mehr zusätzliche
Lehrveranstaltungen anbieten. 
Die Berechnungen zeigen zwar, dass der Umfang des zu-
sätzlichen Lehrpersonals proportional zur Größe der
Hochschule steigt. Auf Hochschulebene sind die ermit-
telten Korrelationen auf einem Niveau von 0,05 aber
nicht statistisch signifikant. Vielmehr muss berücksich-
tigt werden, dass sich die Studierendenzahlen nicht
gleichmäßig über alle Fächer einer Hochschule verteilen.
Es ist also zunächst offen, ob sich die QPL-Lehrveranstal-
tungen auch innerhalb der Hochschule nach der Zahl der
Studierenden verteilen oder ob hier andere Kriterien
eine Rolle spielen. Um diesen Zusammenhang zu prüfen,
wurden die Studierendenzahlen nach Lehr- und For-
schungsbereichen differenziert und sowohl mit der Zahl
der QPL-Antragsbeteiligungen8 als auch der Zahl der
QPL-Lehrveranstaltungen korreliert.
Sowohl hinsichtlich der QPL-Antragsbeteiligungen als
auch der Zahl der QPL-Lehrveranstaltungen nach Lehr-
und Forschungsbereich zeigen sich signifikante starke
positive Zusammenhänge mit der jeweiligen Zahl der
Studierenden. Demnach deuten die Daten auf eine
primär kompensatorische Funktion der QPL-Mittel – sie
fließen in stark nachgefragte Fächer.

4. Organisationale Allokationsstrategien 
beim Einsatz der Qualitätskapazität

Die bisherigen Analysen operieren auf einem stark 
aggregierten Niveau, das die organisatorischen Hand-

lungseinheiten der Hochschulbildung ausblendet. Diese
sind relevant, weil das Aggregationsniveau zwar latente
Antrags- und Zuteilungsmotivationen erklären hilft, es
aber nichts über die konkrete Rationalität einzelner
Fächer und Universitäten beim Einsatz der Mittel aus-
sagt. Zudem steht die politische Ausrichtung des Förder-
programms – kompetitives Verfahren, Einbettung der
Maßnahmen in das Hochschulprofil, gesamtorganisatio-
nale Strategie unter Beteiligung der Hochschulleitung –
einer allein kompensatorischen Funktion entgegen. Sind
allein Studierendenzahlen entscheidend, ließen sich die
QPL-Mittel nicht wettbewerblich, sondern indikatorba-
siert vergeben, und strategische Entscheidungen der
Hochschulleitung erübrigten sich. Im Folgenden werden
daher die Allokationsmuster der QPL-Mittel auf der
Ebene der Universitäten mittels einer Clusteranalyse be-
stimmt. Inwiefern folgt die Verteilung der QPL-Mittel
unterschiedlichen organisationalen Logiken, die über
eine rein kompensatorische Funktion hinausweisen? Die
Daten in Tabelle 3 stellen die gemittelten Anteile der
QPL-Lehre mit Fachbezug hinsichtlich der Verortung
und im Hinblick auf die Personalgruppen innerhalb der
Cluster dar. Es wurde eine Vier-Clusterlösung gewählt,
da eine niedrigere Clusterung zu einer Verdichtung, eine
höhere zu einer Aufspaltung ähnlicher Cluster führte
und keinen zusätzlichen Erklärungswert generierte. Die
Cluster lassen sich organisationslogisch wie folgt inter-
pretieren:
Das erste Cluster lässt sich als Fortschreibung der Hum-
boldtschen Universität charakterisieren, die auf die lehr-
veranstaltungsbezogene Einheit von Lehre und For-
schung rekurriert (vgl. Stichweh 2013). Die QPL-Lehre
ist hier fachspezifisch, wird hauptsächlich von Profes-
sor/innen und wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen er-
bracht9 und konzentriert sich auf einzelne Fachbereiche.
Überfachliche, auf der zentralen Hochschulebene ange-
siedeltes zusätzliches Lehrpersonal gibt es kaum. Die

Tabelle 2: Zusammenhang zwischen der Zahl der Studierenden, Anzahl der QPL-Antrags-
beteiligungen und Anzahl der QPL-Lehrveranstaltungen nach Lehr- und For-
schungsbereichen

** Die Korrelation ist auf dem Niveau von 0,01 (2-seitig) signifikant.

7 Übergreifende Ergebnisse unterschiedlicher Fächer der Erhebungen 2014-
2016.

8 Hierfür wurden die QPL-Lehrveranstaltungen ausgehend von der Systema-
tik des Statistischen Bundesamts (2015) nach Lehr- und Forschungsbereich
differenziert. Insgesamt wurden die Antragsbeteiligungen für 69 Lehr- und
Forschungsbereiche erhoben, wobei die Medizin nicht mit berücksichtigt
wurde. Da nicht für alle Lehr- und Forschungsbereiche Angaben zu den
Studierendenzahlen vorliegen, reduziert sich deren Zahl auf 57.

9 Speziell im ersten Cluster basieren die gemittelten Anteilswerte der er-
brachten QPL-Lehre auf stark voneinander variierenden Angaben, so dass
die Summe der von bestimmten Personalgruppen erbrachten QPL-Lehre
im Vergleich zu den anderen Clustern niedrig ausfällt.
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hohe Zahl an Professor/innen und wissenschaftlichen
Mitarbeiter/innen, die jedoch in nur wenigen Fächern
und Fachbereichen einer Universität lehren, kann so-
wohl stratifikatorische (im Sinne von Profilbildung in der
Lehre und in der Forschung, vgl. Meier/Schimank 2010)
als auch kompensatorische (Milderung von Überlast in
spezifischen Fächern) Funktionen erfüllen. Gegen eine
rein kompensatorische Funktion spricht, dass die Lehr-
verpflichtungen der wissenschaftlichen Mitarbeiter/in -
nen mit durchschnittlich 5,5 SWS nur leicht über der
lange Jahre gültigen Vorgabe von vier SWS für befristet
und in Vollzeit Beschäftigte liegen. Sie lehren offenbar
nicht nur, sondern übernehmen auch andere Aufgaben,
etwa in der Forschung.
Das zweite Cluster verhält sich in den organisationalen
Variablen ähnlich wie das erste Cluster. Es sind kaum
QPL-Lehrveranstaltungen an zentralen Einrichtungen
angesiedelt. Dies deutet auf ein stärkeres Engagement
auf Fachbereichsebene als auf der Ebene der Hochschul-
leitung hin. Ebenso wird ein hoher Anteil der QPL-Lehr-
veranstaltungen in einem spezifischen Fach bzw. Studi-
engang angeboten. Anders aber als im ersten Cluster
fällt auf, dass fast alle Fachbereiche einer Universität an
QPL-Maßnahmen partizipieren. Zudem handelt es sich
bei dem QPL-Lehrpersonal überwiegend um wissen-
schaftliche Mitarbeiter/innen, und nicht um Pro -
fessor/innen; ihre Lehrverpflichtung liegt mit durch-
schnittlich 7,8 SWS (Median 7 SWS)10 deutlich über der
im ersten Cluster. QPL-Antragsbeteiligungen, die vor-
rangig durch die Hoffnung auf zusätzliche Forschungska-
pazitäten in Form von wissenschaftlichen Mitarbei -
ter/innen, die nicht nur lehren, motiviert waren, lassen
sich somit ausschließen. Wenngleich die Hochschullei-

tung selbst nur in gerin-
gem Maße QPL-Lehre
bei zentralen Einrichtun-
gen ansiedelt, deutet die
weitflächige Partizipati-
on der Fachbereiche an
QPL-Maßnahmen auf
eine konzertierte Aktion
hin. Im Sinne einer
wohltemperierten Orga-
nisation scheint die Stra-
tegie der Hochschullei-
tung auf Ausgleich inner-
halb der akademischen,
am Kollegialprinzip ori-
entierten Selbstverwal-
tung der Universität an-
gelegt zu sein (De Boer
et al. 2007). Die Hoch-
schulleitung nimmt zu
Gunsten der Einbindung
eines Großteils der Fach-
bereiche eine Einschrän-
kung ihrer Macht- und
Sanktionspotentiale in
Kauf. Gemeinsam mit
den Fachbereichen kann
sie so eine qualitative Er-
weiterung der Lehre for-

cieren, die zwar an den Fachbereichen verankert ist,
aber ein gesamtorganisationales Wirken nahelegt. Die
zusätzliche Lehre kann je unterschiedlich im Sinne von
Kompensation oder Erweiterung eingesetzt werden, je-
doch nicht zur Stratifikation einzelner Fächer. Vielmehr
kann die Universität als Organisation die weitflächige
Diffusion nutzen, um erfolgreich Handlungsfähigkeit zu
demonstrieren.
Das dritte Cluster umfasst Universitäten, in denen zu-
sätzliches Lehrpersonal vorwiegend in zentralen Einrich-
tungen angesiedelt ist. Sie sind zudem durch einen
hohen Anteil an fächerübergreifenden QPL-Lehrveran-
staltungen gekennzeichnet. Die Stärkung der Leitungs -
ebene ist ein Kennzeichen der unternehmerischen Uni-
versität, die nun über die Mittel verfügt, eigene Ange-
bote und Maßnahmen zur Profilbildung voranzutreiben
(vgl. Clark 1998; Pinheiro/Stensacker 2014). Je nach
strategischer Ausrichtung der Hochschulleitung kann
das zusätzliche Lehrpersonal für alle drei postulierten
Funktionen der ‚Qualitätskapazität‘ genutzt werden. Die
fächerübergreifende Öffnung der Lehrveranstaltungen
deutet aber primär auf eine erweiternde Funktion der
QPL-Lehre hin. 
Die Strategie der Universitäten des vierten Clusters ist
schwieriger zu deuten, zeigt aber Ähnlichkeiten zum
dritten Cluster. Bis auf eine Ausnahme sind die QPL-

Tabelle 3: Ergebnisse der Clusteranalyse (deskriptiv, unstandardisiert, ungewichtet)

10 Die Standardabweichung ist mit 4,41 allerdings recht hoch. Betrachtet
man die Quelldaten der ersten beiden Cluster, so gibt es in jedem bis zu
zwei Hochschulen, die auch dem jeweils anderen zugeordnet werden
könnten. Die SWS-Höhe pro voller Mitarbeiterstelle in den Clustern 3
und 4 zu berechnen, ergibt wenig Sinn, da viele Hochschulen gar keine
wissenschaftlichen Mitarbeiter/innen bzw. nur LfbA einsetzen.
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Lehrveranstaltungen fä -
cherübergreifend ausge-
richtet und werden an
zentralen Einrichtungen
angeboten.11 Anders
aber als im dritten Clus -
ter werden sie zum
Großteil von Lehrbeauf-
tragten erbracht. Das
Lehrangebot der Hoch-
schulen in diesem Clus -
ter ist also äußerst flexi-
bel. Universitäten bzw.
die beteiligten Fachbe-
reiche in diesem Cluster
vermeiden langfristige
Bindungen und operie-
ren hauptsächlich mit
Lehrenden, die dem Typus des flexibel einsetzbaren und
disponiblen „Hire-and-Fire-Lehrenden“ (Bloch et al.
2014b, S. 107) entsprechen. Auch hier deutet die hohe
Zahl an fächerübergreifenden Veranstaltungen eher auf
ein erweiterndes Angebot als auf Kompensation hin. In-
sofern kann es sich bei den Lehrbeauftragten auch um
spezialisiertes Personal handeln, das hauptberuflich in
Praxisfeldern außerhalb der Hochschule tätig ist und zur
Befriedigung spezifischer Bedürfnisse flexibel eingesetzt
wird (z.B. Lehrer/innen im Schuldienst für zentrale An-
gebote im Lehramtsstudium).
Die Clusterung gibt erste Hinweise auf unterschiedliche
Strategien des Einsatzes des QPL-Lehrpersonals bzw. der
QPL-Lehre. Die drei Allokationsmuster werden durch 
organisational-strategische Unterschiede gebrochen.
Deutlich wird, dass ein strikt auf Kompensation zielen-
des Muster, z.B. Lehraufträge zur Minderung von Über-
last, durch die Clusterung ausgeschlossen wird. Dort,
wo eine hohe Zahl an Lehraufträgen vorkommt, handelt
es sich nicht um fachspezifische Lehrveranstaltungen,
und dort, wo fachspezifische Veranstaltungen dominie-
ren, gibt es kaum Lehraufträge. 
Wie genau hängen diese Allokationsmuster mit spezifi-
schen inhaltlichen Strukturen der QPL-Lehre zusam-
men? Wir greifen hier die Hypothese der Aufgabener-
weiterung der Lehre auf, indem wir die jeweiligen Clus -
ter auf die Zusammensetzung der zusätzlichen Lehre
nach Veranstaltungstypen hin untersuchen. Traditionelle
Lehre wird mit klassischen Veranstaltungstypen wie Vor-
lesung, Kolloquium und Seminar assoziiert; eine Aufga-
benerweiterung in der Lehre wird an neuen bzw. hin-
sichtlich ihrer inhaltlichen Gestaltung offenen Veranstal-
tungstypen wie Projektkursen, Workshops oder Vorkur-
sen festgemacht.
Die Mittelwerte bestätigen die Interpretation des ersten
Clusters als Fortschreibung der Humboldtschen Univer-
sität. Dieser weist den höchsten Anteil klassischer Lehr-
veranstaltungstypen (Kolloquien12, Seminare und Vorle-
sungen) auf, wie es für den an der traditionellen Einheit
von Forschung und Lehre orientierten Typus zu erwarten
wäre (vgl. Stichweh 2013, S. 205ff.). Für die anderen
Cluster lässt sich aber keine eindeutige Tendenz feststel-
len; die Unterschiede zwischen den Fällen sind zu groß.
Das trifft auch für die neuen Veranstaltungstypen wie

z.B. Workshops zu. Zwar finden sich diese invers zu den
traditionellen Veranstaltungstypen kaum an der Hum-
boldtschen Universität. In jedem anderen Cluster deutet
die Standardabweichung aber auf erhebliche Diskrepan-
zen zwischen den Hochschulen hin, so dass keine Clus -
terung spezifischer Veranstaltungstypen erkennbar ist.
Mit Ausnahme des ersten Clusters lassen sich die Alloka-
tionsmuster auf dieser Aggregationsebene daher nicht
auf spezifische Schwerpunkte in der Struktur der Lehran-
gebote beziehen. Nur im Wechselspiel zwischen Diszi-
plin, Typ und organisationaler Zuordnung lassen sich
entsprechende Diskrepanzen im Rahmen der Clusterzu-
ordnung erklären. 

5. Fazit
Die Ergebnisse zeigen, dass die QPL-Mittel eher kom-
pensatorisch als stratifikatorisch verteilt werden. Der
QPL ist keine Exzellenzinitiative für die Lehre. Mit ihm
werden zusätzliche Mittel aber auch nicht nach dem
Gießkannenprinzip verteilt; ein erfolgreicher Antrag er-
forderte eine aktive Mitwirkung und Strategie der Hoch-
schule. Insofern zeigen die Daten erhebliche Unterschie-
de im Einsatz der Mittel. Sie verweisen dabei auf unter-
schiedliche organisationale Rationalitäten und Möglich-
keiten zur Stratifikation, Kompensation und Erweite-
rung. In der Humboldtschen Universität werden die
QPL-Mittel nicht zur Aufgabenerweiterung, sondern zur
Fortschreibung der traditionellen Einheit von Forschung
und Lehre genutzt. Der Einsatz des zusätzlichen Lehr-
personals folgt nicht allein lehrbezogenen Erwägungen.
Ein Mehrwert wird hier mit der Stärkung der forschungs-
basierten Lehre assoziiert. Dies könnte auch die Strate-
gie der wohltemperierten Organisation sein, doch legt
die breite Beteiligung der Fachbereiche und die vor-
nehmliche Beschäftigung von wissenschaftlichen Mitar-
beiter/innen mit hohen Lehrverpflichtungen den Befund

Tabelle 4: Cluster nach Anteilen klassischer Veranstaltungstypen (Seminar, Vorlesung, Kol-
loquium)

11 Der Wert für die Variable „zentrale Einrichtungen“ ist hier für zwei Hoch-
schulen des Clusters irreführend. Die Veranstaltungen ließen sich weder
der Zentralebene noch dem Fachbereich eindeutig zuordnen. Sie sind
aber fächerübergreifend angelegt.

12 Übungen lassen sich im Sample nicht eindeutig dem klassischen Typus
zuordnen.
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nahe, dass Leitung und Fachbereiche ein gemeinsames
Konzept verfolgen, das nicht oder nur mittelbar von for-
schungsbezogenen Erwägungen geleitet ist. Insofern
dient das zusätzliche Lehrpersonal nicht primär der
Kompensation (zusätzliche Mittel in Abhängigkeit von
Auslastung) oder der Stratifikation (zusätzliche Mittel für
wenige). Inwiefern es zu einer Erweiterung der Lehre
kommt bzw. welcher spezifische Mehrwert erzeugt wird,
lässt sich aber nicht über die Verteilung von Veranstal-
tungstypen beantworten, sondern bedarf der feingliedri-
gen qualitativen Analyse. 
In der unternehmerischen Universität wird die QPL-
Lehre als organisationales Angebot gesetzt. Zwar wer-
den Fachbereiche mit eingebunden, die Lehrveranstal-
tungen sind aber überwiegend zentral und fächerüber-
greifend angesiedelt. Der Einsatz der QPL-Mittel spie-
gelt insofern die Schwerpunktsetzungen der Leitung
wider. Stratifikation und Aufgabenerweiterung sind für
diese gleichermaßen Optionen, sie beziehen sich aber
auf die Universität als Gesamtorganisation. Die flexible
Organisation ähnelt der unternehmerischen Universität,
institutionalisiert aber kein Lehrpersonal auf Organisati-
onsebene. Sie operiert vor allem mit Lehrbeauftragten,
die flexibel einsetzbar sind und dabei keine nachhaltigen
Bindungen erfordern.
Die unterschiedlichen Allokationsmuster zeigen, dass
die drei postulierten Funktionen des zusätzlichen Lehr-
personals – Kompensation, Aufgabenerweiterung, Stra-
tifikation – organisationslogisch gebrochen werden. Wo -
für die Mittel eingesetzt werden bzw. überhaupt einge-
setzt werden können, ist abhängig von den lokalen Ent-
scheidungskonstellationen: starke Fachbereiche und
eine schwache Hochschulleitung (Humboldtsche Univer-
sität), starke Hochschulleitung und schwache Fachberei-
che (unternehmerische Universität), gemeinsames Vor-
gehen von Hochschulleitung und Fachbereichen (wohl-
temperierte Organisation) oder erratisches bzw. punktu-
elles Engagement der Hochschulleitung oder einzelner
Fachbereiche (flexible Organisation). Hier ist es sinnvoll,
qualitative Untersuchungen anzuschließen.
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Vielfalt der Lebensstile, der eigenen Inszenierung, Non-
konformismus generell galt lange Zeit (nehmen wir nur
die Zeit seit dem 2. Weltkrieg) als abzulehnen, weil ei-
gene Überzeugungen infrage stellend, also oppositio-
nell. Da aber der eigene Lebensstil als der „richtige“ an-
gesehen wurde, waren Abweichungen abzulehnen. Das
war allenfalls in der „schwierigen Pubertät“ hinzuneh-
men. Das Konflikthafte an Vielfalt galt längere Zeit
(auch) als eine Frage des Bildungsgrades (also am
wenigs ten bei Akademikern), verbunden mit der Vermu-
tung, dass Vielfalt (z.B. als Ideenpotential) ganz beson-
ders an Hochschulen akzeptiert, ja geschätzt sei und
großzügig gelebt werden könne. Diese Konflikte haben
inzwischen jedoch auch die Hochschulen erreicht. Die
aktuellen Vorgänge, ausgelöst durch junge Erwachsene
als Kinder ehemaliger Gastarbeiter oder von Migranten
aus Osteuropa sowie von Flüchtlingen aus mohamme-
danisch ausgerichteten Ländern Arabiens und Afrikas,
werfen Fragen auf, die im Zusammenhang mit den Ak-
tionen des radikaleren Teils der „1968er“ z.Z. ebenfalls
diskutiert werden. Schon damals fanden Vorlesungs-
störungen, Hörsaalbesetzungen u.ä. als Versuche statt,
Meinungsäußerungen, Meinungsvielfalt bis hin zur Lehr-
freiheit einzuschränken oder gar zu verhindern, und
stellten die institutionell Verantwortlichen (Rektorate,
Kanzler, Dekane, die einzelnen Lehrenden auch als Inha-
ber des Hausrechts) vor grundlegende Entscheidungen. 
In weiten Teilen Europas ist der Wert der Grundrechte –
hier der Meinungsvielfalt bis hin zur Lehrfreiheit – zwar
teilweise frühzeitig erkannt, aber erst in Jahrhunderten
gegen erbitterten Widerstand der kirchlichen und welt-
lichen Mächte und einer von ihnen manipulierten Be-
völkerung erkämpft worden. Wir beobachten inzwi-
schen nicht nur seit einigen Jahrzehnten weltweit, wie
durch religiöse Radikalisierung (etwa im Christentum bis
hin zum Nordirland-Konflikt, heute vor allem aber im
Bereich des Islams) z.T. jahrhundertealte Formeln friedli-
chen Zusammenlebens der Religionen ausgelöscht wer-
den und wie weltliche Mächte ihre Herrschaft am Rande
oder unter Missachtung der obigen Grundrechte zu sta-
bilisieren versuchen und dafür bereit sind, Teile der o.g.
Grundrechte außer Kraft zu setzen.
Durch eine Verquickung mehrerer historischer und aktu-
eller Ursachen hat sich Europa (insbesondere Deutsch-
land) Konflikte importiert, die immer weiter eskalieren.
Sie reichen von industrieller Entwicklung in Europa – vor
allem in Deutschland – und der Migration dorthin (nicht
nur in jüngster Zeit, sondern seit Mitte des 19. Jh.), über
gravierende politische Fehler (Verweigerung von Regu-
larien als Einwanderungsland u.ä.) bis zur desinteressier-
ten Zulassung der Entwicklung von Parallelgesellschaf-
ten statt Integration in das neue Gastland – von Parallel-
gesellschaften, die in ihrer zivilisatorischen Entwicklung
z.T. der Zeit vor der europäischen Aufklärung gleichen.
In diesen Parallelgesellschaften gibt es wieder Minder-
heiten, die nicht einmal jene Regeln einhalten, die das

Grundwerte sind auch an Hochschulen umkämpft – Herausforderungen an 
Hochschulleitungen und alle Lehrenden: Fallbeispiel Universität Bielefeld

Gastrecht in ihren eigenen Herkunftsländern vor-
schreibt, also ihren eigenen Wertekanon durchbrechen.
Die entstehenden Konflikte beziehen sich nicht nur auf
innere Widersprüche der Herkunftsländer, sondern auch
auf deren Außenpolitik, z.B. die Beziehungen zwischen
den arabischen Staaten sowie der Türkei einerseits und
Israel andererseits (insbesondere deren derzeitiger Re-
gierung).
Diese Konflikte werden zunehmend auch an den Hoch-
schulen in Deutschland ausgetragen. Die dortige Öffent-
lichkeit sieht sich damit konfrontiert, wichtige Grund-
rechte in ihren Mauern erneut verteidigen und immer
entschlossener durchsetzen zu müssen. Diese neue Lage
war ungewöhnlich und musste in ihren Dimensionen
und ihrer Bedeutung erst verstanden werden. Es geht
dabei um drei Gruppen: a) Internationale Gäste (z.B. in-
ternationale Studierende), die – wie der Name schon
sagt – Gaststatus besitzen, sich aber auch an die Regeln
des Gastrechts zu halten haben. b) Zu-Wanderer und
deren Kinder, die in Deutschland bleiben wollen; auch
hier gilt, dass sie viele Details ihres bisherigen Lebens-
stils beibehalten können, aber in eine bereits existieren-
de Gesellschaft zu-wandern. Mit dieser Willensentschei-
dung, in Deutschland dauerhaft leben zu wollen, schlie -
ßen sie sich der dortigen Gesellschaft an. Sie siedeln
nicht in einem leeren Land. c) Und die aufnehmende
Gesellschaft. Natürlich verändern die Lebensstile der
Zuwanderer auch die Lebensstile in der aufnehmenden
Gesellschaft. Solche Änderungen waren in Gastronomie,
Straßenbild, angeblich typisch deutscher, regional ge-
prägter Küche insbesondere seit den 1950er Jahren
(nicht zuletzt durch „Gastarbeiter“) in erheblichem Um-
fang zu beobachten, lange vor den Flüchtlingsströmen.
Aber die Grundwerte stehen nicht zur Disposition. Kon-
flikte entstehen, wenn Minderheiten versuchen, solche
Grundwerte zu attackieren und ihre eigenen Grund -
werte für die Mehrheitsgesellschaft verbindlich machen 
zu wollen.
Die Universität Bielefeld bildet in dieser Entwicklung
einen typischen Fall. Typisch in den Erscheinungen, die
Konflikte auslösen. Aber möglicherweise nicht ganz ty-
pisch in der Art und den Konzepten, darauf zu reagieren.
Der Fall ist auf der Seite der reagierenden Hochschullei-
tung nur insofern speziell, als an dieser Universität ein
Institut für Interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltfor-
schung (IKG) besteht, das neben der Forschung zahlrei-
che auch tagespolitische Aktivitäten entwickelt. Es ist
inzwischen über die Medien bundesweit bekannt und
wirksam und berät naheliegenderweise das Rektorat der
Universität Bielefeld.
In der nachfolgenden Darstellung soll eine Auswahl dor-
tiger Ereignisse und Reaktionen zusammen getragen
werden, die sich seit 2013 ereignet haben. Besorgniser-
regend war die Lage durch kleinere und größere Vorfälle
auch schon vorher, sonst hätte es die Reaktion von 2013
nicht gegeben (s.u.). Dort hat die Universität Bielefeld –
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angesichts steigender Angriffe auf die Meinungsfreiheit
und immer häufigerer Zeugnisse von Rassismus und Ge-
walt, von Fremdenhass und Menschenfeindlichkeit auch
an Hochschulen – schließlich im Sommersemester 2013
eine Kampagne „Uni ohne Vorurteile“ gestartet. Diese
Kampagne wird inhaltlich von einer gleichnamigen Ar-
beitsgruppe ausgerichtet. In dieser AG kommen AStA
und IKG zusammen, ebenso wie Lehrende und For-
schende aller Statusgruppen sowie Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter aus Technik und Verwaltung. Das Ganze
ist Teil eines Entwicklungsprojekts des Instituts für Inter-
disziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung (IKG).
Infolge der allgemeinen Entwicklung im Lande haben
sich die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen und das
Wissenschaftsministerium dann im Herbst 2015 ent-
schlossen, einen gemeinsamen Appell gegen Fremden-
hass, Menschenfeindlichkeit und Gewalt zu veröffentli-
chen. Seitdem reißen die Anlässe zur Besorgnis, ja Kon-
flikte nicht mehr ab. Mit den Konflikten eskalieren auch
die Reaktionen der Hochschulen. 
Hier ist zunächst der Appell der Hochschulen in Nord-
rhein-Westfalen und des Wissenschaftsministeriums vom
26. Oktober 2015 wiedergegeben: „Gemeinsam gegen
Fremdenhass, Menschenfeindlichkeit und Gewalt“. 
Dann folgt ein Artikel des Rektorats der Universität Bie-
lefeld „Uni ohne Vorurteile (UoV) – Kampagne der Uni-
versität für einen respektvollen Umgang, Toleranz und
Zivilcourage“, in dem das Rektorat seine Position zu die-
sen Werten unterstreicht. 
Als ein Beispiel, wie diese relativ abstrakten Aussagen
dann im konkreten Konfliktfall wirken, folgt eine „Stel-
lungnahme der AG UoV zu Ankara und 'Studierenden-
politik'“ vom Oktober 2015 sowie als weiteres Fallbei-
spiel des politischen Engagements von Seiten der Uni-
versität die „Stellungnahme der AG UoV zur DIWAN-
Ausstellung in der Universitätshalle“ aus dem Jahr 2016,
zum gleichen Thema gefolgt von einem „Statement des
Rektorats aus aktuellem Anlass“. Mit einem „Appell zum
respektvollen Miteinander an der Universität Bielefeld“
legte das Rektorat im Juni 2016 in einer E-Mail an alle
Mitglieder der Universität Bielefeld noch einmal nach.
Gegenüber der trotzdem eskalierenden Gewalt bei einer
Veranstaltung im November 2017 wurde der Ton in der
Stellungnahme des Rektorats vom Januar 2018 nun
deutlich härter: „Statement des Rektorats zur Veranstal-
tung der Hochschulgruppe Kultürk im November“. Dies
ist kein Appell mehr, hier werden disziplinarische und
strafrechtliche Konsequenzen angekündigt. 
Dann verbreitete das IKG im April 2018 den Aufruf zum
„March for Science“. Hier münden Vorgänge in lokaler
Ausprägung organisatorisch wieder in überregionale und
weltweite Vorgänge. Es handelt sich um den zweiten
Marsch seit 2017, der in vielen deutschen Universitäts-
städten stattfand. Hier spiegelt sich – ausgehend von
den USA – eine internationale Bewegung. Die Wissen-
schaftsfreiheit ist in so vielen Teilen der Welt bedroht,
dass mit dem Protestmarsch auch die nicht-akademische
Öffentlichkeit auf diese Vorgänge aufmerksam gemacht
werden soll. Den politisch Verantwortlichen soll das Sig-
nal gegeben werden, dass sie weltweit unter Beobach-
tung stehen und die Wissenschaft sich außerhalb ihrer
Mauern zu wehren beginnt. 

Inzwischen ist klar geworden, dass es sich um eine sehr
grundsätzliche Auseinandersetzung von hoher gesell-
schaftlicher Bedeutung handelt. Es geht um die zentrale
Stellung der Wissenschaft in der Gesellschaft als Orien-
tierungs- und Erkenntnisquelle für eine rational ausge-
richtete Welt. Mit administrativen Regularien allein (Re-
gistrierung von Gruppen, Plakatierungsregeln) ist dem
nicht mehr adäquat zu begegnen. Das ganze Bildungs -
sys tem muss sich den Problemen stellen und auf die Kin-
der in allen Stufen altersgerecht im Sinne der Freiheits-
rechte einwirken. Wie die Elternhäuser dazu gebracht
werden können, die Grundrechte ausnahmslos nicht nur
zu respektieren, sondern aktiv zu leben, dafür werden
Lösungskonzepte noch gesucht – spät genug. Jedenfalls
vertragen die Dimensionen des Problems keinerlei Auf-
schub mehr.

Appell der Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen und des Wissenschaftsministeriums1

„Gemeinsam gegen Fremdenhass, 
Menschenfeindlichkeit und Gewalt”

Alarmiert durch die zunehmend fremdenfeindlichen
Töne und Taten in unserem Land, treten wir entschieden
gegen Rassismus und Gewalt ein. Hasstiraden und Hetz-
parolen, wie sie aktuell im Internet, auf öffentlichen
Kundgebungen und bei anderen Gelegenheiten artiku-
liert werden, haben an unseren Hochschulen und in un-
serer Gesellschaft keinen Platz. Die Hochschulen sind
Orte, an denen das Flüchtlingsthema angemessen, re-
spektvoll und sachlich diskutiert wird und Lösungen 
gefunden werden. Dafür stehen aufgeklärtes Denken,
offener Austausch, Meinungsvielfalt und Toleranz.
Die aktuellen Ereignisse zeigen: Wir sind gefordert, ein
solch tolerantes Miteinander zu bewahren und uns wei-
terhin entschieden für unsere Willkommenskultur einzu-
setzen. Wir dürfen nicht zulassen, dass unser Zusam-
menleben durch volksverhetzende und menschenver-
achtende Parolen und Taten bedroht wird.
Internationale Studierende und Forschende sind an un-
seren Hochschulen ausdrücklich willkommen. Die Zu-
sammenarbeit mit ihnen kennzeichnet und bereichert
unsere Forschung und wissenschaftsbasierte Lehre. Die
rund 82.000 ausländischen Studierenden in Nordrhein-
Westfalen zeugen von der Weltoffenheit und Internatio-
nalität, die unsere Hochschulen ausmachen.
Die Bildung und Weiterbildung der wachsenden Zahl
von Flüchtlingen in Deutschland ist uns ein großes An-
liegen. Dafür setzen wir uns mit einem vielfältigen Ange-
bot und zahlreichen Initiativen ein. Entschieden stem-
men wir uns gegen jegliche Art von Fremdenfeindlich-
keit in Deutschland und Europa. Studierende, Lehrkräfte
sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hochschu-
len sind dazu aufgerufen, weiterhin so engagiert dabei
mitzuwirken.2

1 Veröffentlicht am 26. Oktober 2015.
2 Gesendet von UPrange in Universität & Campusleben.
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Uni ohne Vorurteile (UoV) 

Kampagne der Universität für einen respektvollen Um-
gang, Toleranz und Zivilcourage
Vorurteile hat jeder. Sie können positiv, aber auch nega-
tiv sein. Sie können im Stillen gehegt oder offen ausge-
sprochen werden. Fest steht: Negative Vorurteile wer-
ten ab, grenzen aus, diskriminieren. Sie nehmen Chan-
cen. Auch an Universitäten. 
Das Rektorat der Universität Bielefeld hat deshalb ge-
meinsam mit dem Institut für Interdisziplinäre Konflikt-
und Gewaltforschung (IKG) die Kampagne „Uni ohne
Vorurteile” ins Leben gerufen. Ziel ist es, sich deutlich
gegen die Abwertung, Ausgrenzung und Diskriminie-
rung von Gruppen zu wenden und die Universität als
einen Ort der Gleichwertigkeit und Toleranz zu fördern. 
Begleitet wird die Kampagne von Ringvorlesungen im je-
weiligen Semester, der Verteilung von Postkarten und But-
tons – insbesondere an Studienanfängerinnen und Studi-
enanfänger – sowie verschiedenen Fortbildungsveranstal-
tungen für Lehrende und Studierende, die vom Arbeitsbe-
reich Lehren und Lernen und dem Allgemeinen Studieren-
denausschluss (AStA) in Kooperation mit der Mobilen Be-
ratung gegen Rechtsextremismus angeboten werden.
„Die Universität Bielefeld ist eine weltoffene und vielfäl-
tige Hochschule – darauf sind wir stolz. Menschen un-
terschiedlicher Herkunft, Religion, sexueller Orientie-
rung, mit und ohne Behinderungen bereichern unsere
Universität. Hier ist kein Platz für Vorurteile und Men-
schenfeindlichkeit. Mit dieser Kampagne setzen wir ein
deutliches Zeichen für Toleranz, Zivilcourage und re-
spektvollen Umgang miteinander an der Universität Bie-
lefeld.” Professor Dr.-Ing. Gerhard Sagerer, Rektor der
Universität Bielefeld
„Am Institut beschäftigen wir uns aus wissenschaftlicher
Perspektive mit Menschenfeindlichkeit. Gleichzeitig
sind wir aber auch in der praktischen Prävention und
Bekämpfung aktiv. Dabei ist Rechtsextremismus nur eine
spezifische Form der Menschenfeindlichkeit. Auch die
Diskriminierung von Menschen mit Behinderung oder
Personen mit Migrationshintergrund zählt zum Beispiel
dazu. Wenn wir uns nicht mit der Menschenfeindlich-
keit beschäftigen, dann ist die Gefahr groß, dass sie 
sich auch in der Universität einschleicht.” Professor Dr.
Andreas Zick, Leiter des Instituts für interdisziplinäre
Konflikt- und Gewaltforschung (IKG)

Im gleichen Kontext formuliert die AG Uni ohne Vorur-
teile (UoV):
„Im Laufe des Engagements hat sich eine feste Arbeits-
gruppe etabliert, welche die Kampagne inhaltlich aus-
richtet. In dieser AG kommen nicht nur der AStA und das
IKG zusammen, sondern ebenso Lehrende und Forschen-
de aller Statusgruppen sowie Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter aus der Technik und Verwaltung. Darüber hinaus
kooperiert die AG Uni ohne Vorurteile sehr eng mit der
Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus.
Unser Ziel ist es zuvorderst, ein starkes Zeichen gegen
menschenfeindliches Denken und Handeln an der Uni
Bielefeld zu setzen. Wir sensibilisieren in allen Status-
gruppen für Diskriminierung und wollen mit unserem
Engagement zur Zivilcourage ermutigen.“ 

Stellungnahme der AG UoV zu Ankara und 'Studieren-
denpolitik', 21. Oktober 2015 
Wir, die AG UoV, halten die Universität Bielefeld für
einen Ort, an dem demokratische Meinungsbildung und
-äußerung möglich sein sollte; erst recht, wenn dies eine
Solidarisierung mit Friedensbewegungen beinhaltet.
Am 10. Oktober 2015 endete eine Friedensdemonstra -
tion in Ankara blutig. Der Anschlag kostete fast 100
Menschenleben. Einige Studierendengruppen bekunde-
ten Solidarität und hingen Transparente an der AStA-Ga-
lerie im Hauptgebäude der Universität auf. Von diesen
blieben innerhalb eines Tages nur noch Fetzen übrig…
An dieser Stelle geht es nicht darum, sich für oder gegen
eine Seite zu stellen, sondern einzig um die legitime In-
anspruchnahme demokratischer Grundrechte, aber auch
das Aushalten und Ertragen dieser.
Wir, die Mitglieder der AG UoV, verurteilen den An-
schlag in Ankara und zeigen uns solidarisch mit der Frie-
dens- und Demokratiebewegung in der Türkei.3

Ein Fallbeispiel des politischen Engagements von Seiten
der Universität.

Stellungnahme der AG UoV zur DIWAN-Ausstellung in
der Universitätshalle
Wir, die AG UoV, halten die Universität Bielefeld weiter-
hin für einen Ort, an dem demokratische (!) Meinungs-
bildung und -äußerung möglich sein muss; auch oder
gerade, wenn es darum geht, zu informieren und Debat-
ten anzustoßen. 
Hierzu gehört allerdings nicht nur das Aushalten wie die
Akzeptanz unterschiedlicher Meinungen und Haltungen,
sondern auch eine umfassende und differenzierte Be-
trachtung.
Nur sehr schwer auszuhalten sind Informationen, die
undifferenziert ausfallen und nicht zur Aufklärung über
Themen, Phänomene u.ä. beitragen, sondern in der Ge-
fahr stehen, den demokratischen Rahmen zu verlassen.
Vor diesem Hintergrund halten wir die Ausstellung der
DIWAN Hochschulgruppe Bielefeld in der Universitäts-
halle für besorgniserregend. Wir weisen nachdrücklich
darauf hin: In der Ausstellung werden Personen vorge-
stellt, die in ihren Biographien mitunter zutiefst antide-
mokratisch in Erscheinung traten. Die Ausstellung ist in
unseren Augen keine verantwortungsvolle Bereitstellung
von Informationen.
Klar Antidemokratisches darf keinen Raum in der Uni fin-
den – dem müssen wir uns entgegenstellen. Für die Aus-
gestaltung einer Uni ohne Vorurteile bedarf es gleichsam
eines differenzierten und konstruktiven Diskurses.
Wir, die Mitglieder der AG UoV, begrüßen die Sensibi-
lität und schnelle Reaktion verschiedener Universitäts -
einrichtungen und Hochschulgruppen und hoffen auch
weiterhin auf dieses Engagement.
Gemeinsam für eine Uni ohne Vorurteile.4

3 Quelle: https://www.uni-bielefeld.de/%28de%29/ikg/projekte/uov.html
4 www.uni-bielefeld.de/ikg, Quelle: https://ekvv.uni-bielefeld.de/blog/ikgbl

og/resource/aushang.pdf, veröffentlicht am 28. April 2016.
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Statement des Rektorats aus aktuellem Anlass
Aktuell ist in der Uni-Halle eine Ausstellung der eingetra-
genen Hochschulgruppe Diwan zu sehen. Dazu gibt es
momentan eine intensive Debatte. Das Rektorat nimmt
diese Debatte zum Anlass, Folgendes klarzustellen:
„Die Universität Bielefeld bekennt sich zur Meinungs-
freiheit als konstitutivem Element der Demokratie. Die
Universität bietet Raum und Rahmen für die Artikulation
von Meinungen. Der Rahmen besteht in der Achtung
von Persönlichkeitsrechten und Strafgesetzen.
Die Universitätsleitung hat formale Regeln erlassen, in
deren Rahmen Meinungsfreiheit gesichert wird. Dies gilt
insbesondere für Plakate in der Universitätshalle. Einge-
tragenen studentischen Vereinigungen der Universität
Bielefeld wird beispielsweise die Möglichkeit eingeräumt,
in der Universität zu plakatieren – anderen politischen
und sozialen Gruppen oder Unternehmen ist dies nicht er-
laubt. Plakate oder Ausstellungen werden von der Univer-
sitätsleitung nur dann entfernt, wenn sie einen strafbaren
Inhalt haben oder keinen berechtigten Urheber erkennen
lassen. Alle Plakate, die diesem Rahmen genügen, sind im
Sinne der freien Meinungsäußerung zugelassen. Die freie
Meinungsäußerung umfasst allerdings nicht verbale und
körperliche Beschimpfungen, Beleidigungen oder Über-
griffe und auch nicht die Verletzung des Rechts am eige-
nen Bild. In dieser Hinsicht erwartet die Universität Biele-
feld von allen ihren Mitgliedern, Angehörigen und Besu-
chenden die Beachtung dieser Regeln.
Wenn freie Meinungsäußerung in diesem Rahmen ge-
stattet ist, bedeutet dies umgekehrt auch, dass sie in
diesem Rahmen zu akzeptieren oder zumindest zu tole-
rieren ist. Dies mag im Einzelfall auch schwerfallen.
Bei Diwan handelt es sich um eine eingetragene studen-
tische Vereinigung, die nach Einschätzung der Univer-
sitätsleitung mit ihrer Ausstellung den gesetzten Rah-
men nicht verlassen hat.“ 
Das Rektorat5

Appell zum respektvollen Miteinander an der
Universität Bielefeld6

Das Rektorat veröffentlicht seine Position
In einer E-Mail an alle Mitglieder der Universität Biele-
feld appelliert das Rektorat, sich an die Regeln des re-
spektvollen Miteinanders zu halten:
„Universitäten müssen mehr sein als Einrichtungen für
Studium, Lehre und Forschung. Studierende sollen sich
während des Studiums auch persönlich entwickeln. Die
Universität Bielefeld bietet neben ihrem Angebot in 
Studium und Lehre vielfältige Plattformen, sich zu enga-
gieren – hochschulpolitisch, musikalisch, künstlerisch,
sportlich und für ein interkulturelles Miteinander.
Die Universität Bielefeld ist weltoffen und vielfältig.
Menschen unterschiedlicher Herkunft, Religion, sexuel-
ler Orientierung, mit und ohne Behinderungen berei-
chern unsere Universität. Wir sind überzeugt, dass nur
in einer solchen Atmosphäre Wissenschaft kreativ sein
kann. Wir wollen ein Klima, in dem Menschen sich aus-
probieren können. Allerdings: In einer großen und diver-
sen Institution wie der Universität kann dies nur dann
funktionieren, wenn sich jeder an Regeln hält und eine
Kultur des respektvollen Miteinanders akzeptiert. 

Die Universität Bielefeld bekennt sich zur Meinungsfrei-
heit als konstitutivem Element von Wissenschaft und
Demokratie. Sie bietet Raum und Rahmen für die Arti-
kulation von Meinungen. Hier werden hochschulpoliti-
sche Themen nicht nur in Gremien erörtert, sondern
Einstellungen und Positionen auch über Plakate, Flyer
und in Veranstaltungen artikuliert. Diese Debatten
gehen häufig über den Hochschulbereich hinaus: es wer-
den auch allgemeine gesellschaftliche, soziale, kulturelle
und politische Themen diskutiert. Die Grenzen von Mei-
nungsfreiheit bestehen in der Achtung von Persönlich-
keitsrechten und Strafgesetzen. Die Universitätsleitung
hat darüber hinaus formale Regeln erlassen, in deren
Rahmen Meinungsfreiheit gesichert wird. Dies gilt ins-
besondere für Plakate in der Universitätshalle oder die
Nutzung von Räumlichkeiten. Wenn freie Meinungs-
äußerung in diesem Rahmen gestattet ist, bedeutet dies
umgekehrt auch, dass sie in diesem Rahmen zu akzep-
tieren oder zumindest zu tolerieren ist. 
Aber: Das Rektorat distanziert sich von Positionen, die
geschichtliche Tatsachen leugnen, die menschenverach-
tend, gewaltverherrlichend oder sexistisch sind. Da, wo
es keine rechtlichen oder formalen Grenzen gibt, müs-
sen wir – Hochschulleitung, Studierende und Beschäftig-
te – uns inhaltlich mit entsprechenden Meinungen und
Positionen auseinandersetzen. Aus diesem Grund gibt es
unter anderem die Initiative „Uni ohne Vorurteile“, in
deren Kontext wir uns mit diesen Themen beschäftigten.
Wir beobachten aktuell, dass sich etwas in unserer Uni-
versität geändert hat: die politischen und kulturellen
Diskussionen sind zum Teil aggressiver und emotionaler
geworden. Nicht immer sind sie geprägt von Fairness
und Respekt.
Wir sagen ganz klar: Diskutieren und streiten Sie! Arti-
kulieren Sie im gesetzten Rahmen Ihre Meinung! Akzep-
tieren Sie aber auch andere Meinungen! Wir fordern alle
aktiven Gruppen und Personen auf, sich an die Regeln
des respektvollen Miteinanders zu halten!“ 
Das Rektorat7

Statement des Rektorats zur Veranstaltung der Hoch-
schulgruppe Kultürk im November8

Mit Sorge musste das Rektorat zur Kenntnis nehmen,
dass es im Zusammenhang mit einer Veranstaltung der
studentischen Hochschulgruppe Kultürk zu Gewalt ge-
kommen ist. Dies verurteilt das Rektorat aufs Schärfste.
Es hat dazu beraten und ist zu folgenden Einschätzungen
gekommen:
Es ist Sache der Polizei und von Gerichten potentielle
Straftaten zu ermitteln. Das Rektorat hat im Fall der Ver-

5 Weitere Informationen: 
Die Ordnung für die Eintragung als studentische Vereinigung: www.uni-
bielefeld.de/Universitaet/Serviceangebot/Dokumente/Stud-Verein-Ordnu
ng.pdf, die Plakatierungsregeln der Universität Bielefeld: www.uni-bielef
eld.de/plakatierung. Gesendet von NLangohr in Universität & Campusle-
ben. Quelle: https://ekvv.uni-bielefeld.de/blog/uniaktuell/entry/meinungs
freiheit_an_der_universit%C3%A4t

6 Veröffentlicht am 3. Juni 2016.
7 Gesendet von NLangohr in Universität & Campusleben; Quelle: https://

ekvv.uni-bielefeld.de/blog/uniaktuell/entry/appell_zum_respektvollen_mit
einander_an

8 Veröffentlicht am 23. Januar 2018.
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anstaltung von Kultürk Anzeige gegen Unbekannt ge-
stellt. In diesem Sinne werden auch Symbole der in
Deutschland verbotenen kurdischen Organisation PKK,
die in der Uni nichts verloren haben, umgehend entfernt. 
Damit entzieht sich das Rektorat aber nicht einer Ver-
antwortung.
• Grundsätzlich gilt: Die Universität Bielefeld bekennt

sich zur Meinungsfreiheit als konstitutivem Element
von Wissenschaft und Demokratie. Sie bietet Raum
und Rahmen für die Artikulation von Meinungen, auch
allgemeine gesellschaftliche, soziale, kulturelle und
politische Themen werden hier diskutiert. Diese Dis-
kussionskultur gehört zum Selbstverständnis der Uni-
versität Bielefeld und darf nicht leichtfertig auf Spiel
gesetzt werden. 

• Aber: Die Grenzen von Meinungsfreiheit bestehen in
der Achtung von Persönlichkeitsrechten und Strafge-
setzen. Diese Grenzen müssen eingehalten werden.
Wo der Verdacht besteht, dass sie überschritten wer-
den, wird die Polizei eingeschaltet. Das Rektorat un-
terstützt deren Ermittlungen konsequent. Dabei ist die
Unterscheidung zwischen dem Verhalten von Einzel-
nen und von der Gruppe schwierig. Sollten Mitglieder
einer studentischen Hochschulgruppe nachweislich
(durch die Polizei und/oder Gerichte festgestellt) die
Grenzen überschreiten, ist zu prüfen, welche Konse-
quenzen dies für Personen und für die gesamte Hoch-
schulgruppe hat. Im Extremfall kann dies Exmatrikula-
tion und Hausverbot bedeuten, für die Hochschul-
gruppe den Verlust ihres Status und ihrer Rechte. Im
vorliegenden Fall sind nach aktuellem Kenntnisstand
die Voraussetzungen dafür nicht gegeben. 

• Eingetragene Hochschulgruppen dürfen für ihre Veran-
staltungen Räume der Universität nutzen. Dafür gibt
es formale Regeln. Das Rektorat achtet sehr genau dar-
auf, ob die Regeln eingehalten werden. Protest gegen
Inhalte oder Referentinnen/Referenten von Veranstal-
tung muss möglich sein. Dieser darf aber nicht den Ab-
lauf der Veranstaltung unmöglich machen oder zu Ge-
walt führen.

Das Hausrecht bei Veranstaltungen von eingetragenen
Hochschulgruppen liegt grundsätzlich bei der Universität. 
• Das Rektorat ist konfrontiert mit Aussagen, dass sich

durch Aktivitäten einzelner Gruppen und Personen
das Klima an der Universität verschlechtere. Auch das
Rektorat beobachtet seit einiger Zeit, dass die politi-
schen und kulturellen Diskussionen zum Teil aggressi-
ver geworden sind und sieht sich durch den aktuellen
Fall leider bestätigt. Hier ist die Universität keine Aus-
nahme zu anderen Bereichen unseres Landes. Aber:
Die Universität sollte nach Überzeugung des Rekto-
rats in dieser Situation die Aufgabe annehmen, noch
stärker als „Lernraum für Demokratie“ zu fungieren.
An der Universität Bielefeld studieren Menschen, die
nach ihrem Studium gesellschaftliche Verantwortung
übernehmen werden. Sie engagieren sich heute inner-
halb der Universität für politische und kulturelle Fra-
gen. Dieses Engagement ist grundsätzlich zu be-
grüßen und dem Rektorat wichtig. Aus diesem Grund
wird das Rektorat die Kommunikation mit den poli-
tisch und kulturell aktiven Gruppen intensivieren und

– wo nötig und möglich – auch beraten. Es wird aber
auch sehr deutlich an ihre Verantwortung erinnern,
ihnen den Wert von Meinungsfreiheit und die Grund-
lagen eines respektvollen Miteinanders vermitteln.
Das Rektorat wird ihnen die möglichen Konsequen-
zen ihres Handelns klar vor Augen führen. Eine inhalt-
liche Bewertung der Arbeit dieser Gruppen wird es
aber nicht geben. 

• Das Rektorat ist nicht mit jeder geäußerten Meinung
einverstanden. Es distanziert sich deutlich von Positio-
nen, die geschichtliche Tatsachen leugnen, die men-
schenverachtend, gewaltverherrlichend oder sexistisch
sind. Da, wo es keine rechtlichen oder formalen Gren-
zen gibt, müssen sich Hochschulleitung, Studierende
und Beschäftigte inhaltlich mit entsprechenden Mei-
nungen und Positionen auseinandersetzen. Dies ist
beispielsweise geschehen, als 2013 bekannt wurde,
dass an der Fakultät für Rechtswissenschaften szene-
bekannte Neonazis studierten: Die „Uni ohne Vorur-
teile“-Kampagne war eine Reaktion gegen rechte Ten-
denzen. Neben der Kampagne wurde eine Arbeitsge-
meinschaft mit gleichem Namen gegründet. Sie steht
interessierten Personen als Plattform zur Verfügung,
sich mit extremistischen, vorurteilsgeprägten Strö-
mungen auseinanderzusetzen. Diese Initiative hat das
Rektorat unlängst nachhaltig gestärkt: Es steht unter
anderem ein Budget für Aktivitäten der unabhängigen
AG zur Verfügung. Das Rektorat kann sich in diesem
Rahmen sehr gut Veranstaltungen vorstellen, die sich
mit der Situation von Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern in der Türkei beschäftigen.

Denn unabhängig von Fragen der Meinungsfreiheit: Ak-
tuell beobachtet das Rektorat mit Sorge die Entwicklun-
gen im wissenschaftlichen Bereich der Türkei.
Wenn unliebsame Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler entlassen werden, ihre Hochschulen geschlos-
sen und sie teilweise zur Flucht aus der eigenen Heimat
gezwungen werden, entspricht das nicht unserem Ver-
ständnis von einer freien Wissenschaft. Personen oder
Gruppen, die diese Politik verteidigen oder befürworten,
finden nicht unsere Zustimmung. Die Universität Biele-
feld übernimmt in diesem Zusammenhang Verantwor-
tung und hat türkische Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler aufgenommen. Sie können hier ihre For-
schungen fortsetzen. 
• Die aktuellen Konflikte sind teilweise eine Facette der

fortschreitenden Diversität an deutschen Hochschulen
– die Zusammensetzung der Studierendenschaft ent-
spricht immer mehr der unserer Gesellschaft. Damit
sind die Hochschulen auch stärker mit den gesell-
schaftlichen Debatten und Problemen konfrontiert.
Das Rektorat begreift Vielfalt dennoch als eine große
Chance und stellt sich der Aufgabe, diese zu managen
und zu gestalten, mit großem Engagement – unter an-
derem durch ein entsprechendes Prorektorat und
durch die Einrichtung einer Koordinierungsstelle.9

Dann verbreitete das IKG einen Aufruf:

9 Gesendet von NLangohr in Universität & Campusleben.



61HM 2/2018

DokumentationHM

March for Science
Dear colleagues, members and supporters of IKG,
I very much recommend to take note of the March for
Science today: https://marchforscience.de
Some may find time to join the protest marches, others
might find a way to support the March for Science. 
It is not a matter of this day. Efforts to maintain or deve-
lop the freedom of science is a challenging issue for the
future of our research on conflict and violence.
The Institute for Interdisciplinary Research on Conflict
and Violence (IKG) at Bielefeld University tries to sup-
port the freedom of science and scientists. It is only a
small drop, but we do not take the core values and
norms of our own freedom for granted. 
The scholars at risk at IKG can report what it means to
lose scientific freedom.
Many of our colleagues in our scientific networks suffer
from pressures.
They are not free to study conflicts and violence in a way
we demand it. 
Even our European colleagues in many countries are
threatened and constricted, because they study conflicts
and violence. 
Populists and extremists try to influence science and
spread fake news and false evidence to attain ideological
power.
Thousands of researchers cannot study conflicts and vio-
lence because it is risky for their lives and the lives of
their families and research teams. The same holds true
for other fields of research in all disciplines. 
We all know and observe that! 
If we give up the idea that we are a research community
– despite all relevant competitions and important critical
discourses and debates – even save and free scientists
like us will make it easy for those who fight against re -
search which does not fit to ideologically driven inte-
rests and identities. 
We all may have some options to promote our commu-
nity. Thanks for taking note.
Yours faithfully
Andreas Zick, IKG, Bielefeld University10

Welche Schlüsse lassen sich aus diesen 
Ereignissen ziehen?
Bei der Betrachtung der voranstehenden Ereignisse ist
wieder einmal an die Formel zu erinnern: „Freiheit ist
immer Freiheit der Andersdenkenden“, dem Zitat aus
Rosa Luxemburgs berühmtester, bolschewismuskriti-
scher Schrift „Die Russische Revolution“ (unvollendet,
Herbst 1918).11

Es geht besonders häufig um Meinungs- und Glaubens-
freiheit und um die Bewahrung kultureller Identitäten,
also einerseits um eine grundgesetzlich geschützte, fast
selbstverständliche Forderung und andererseits um eine
Maxime, die in der öffentlichen Diskussion neu ist: Um
einen allseitigen Anspruch auf Wertschätzung eigener
Identität – und deshalb: Respekt vor anderen und Wert-
schätzung der Vielfalt. Die einschränkende Maxime
muss nach Lage des Grundgesetzes jedoch lauten: Viele
Lebensstile – aber nur eine Gesellschaft! Und die ist kon-
kret im Grundgesetz beschrieben. Hier ist in der jünge-

ren Vergangenheit nicht sorgfältig genug zwischen bei-
den – individuellem Lebensstil und Gesellschaft – unter-
schieden worden. Die Vielfalt der Lebensstile war schon
in der Vergangenheit erheblich und muss es auch sein –
sei es regional geprägt, von Friesen bis Bayern, von
Sachsen bis in die Pfalz – sei es zwischen Subkulturen am
gleichen Ort (von bürgerlich bis zur Motorrad-Gang).
Wenn die Meinungs- und Glaubensfreiheit als grundle-
gende Werte durch Familie und Schule nicht verankert
werden, dann lohnt bei Konflikten wie den vorstehen-
den, die zwischen Studierenden mit türkischem und mit
kurdischem Hintergrund ausbrechen, in den Schulen
und spätestens allen Studiengängen sich über „ Die Mei-
nungsfreiheit in der türkischen Verfassung im Lichte der
Meinungsfreiheit in der Europäischen Menschenrechts-
konvention“ zu informieren und darüber so ausreichend
zu sprechen, dass das Problem vollständig verstanden
wurde.12

Die vor den Hochschulen liegenden Probleme reichen
weit über das hinaus, was Hochschulleitungen regeln
können (ohne dies überflüssig zu machen). Sie weisen
auf Versäumnisse der ganzen Hochschule. Es lohnt an
dieser Stelle auf US-amerikanische Erfahrungen mit Ein-
wanderung und Gesellschaftsentwicklung zu verweisen.
Der US-amerikanische Staat ist entstanden, weil die
Auswanderer ihre Werte (und ein auskömmliches
Leben) leben wollten. Die Formel lautete in der Folge-
zeit: „Melting Pot of Nations“. Dieses Ziel, eine gemein-
same neue Gesellschaft zu gründen, gilt als gescheitert.
In den Großstädten gibt es auch Generationen nach der
Einwanderung noch Parallelgesellschaften in ganzen
Stadtvierteln („Little Italy“, „Little China“ usw.). Die For-
mel ist ersetzt worden durch das Konzept der „political
correctness“ – also weithin die Anerkennung unter-
schiedlicher Identitäten. Der Anspruch der Integration
zu einer neuen, US-amerikanischen Identität ist weit
zurückgenommen worden. Das führt zu Fragen: Welche
Erfahrungen liegen vor? Funktioniert diese Beschrän-
kung auf „political correctness“? Warum musste die Ur-
sprungsformel aufgegeben werden? Hier könnte einiges
über Gesellschaftspolitik und die Zukunft der deutschen
Gesellschaft gelernt werden.
Die Zusammensetzung der Studierendenschaft ent-
spricht immer mehr auch der Zusammensetzung der Be-
völkerung. Dadurch werden in der Gesellschaft ungelös -
te Probleme auch in die Hochschulen getragen. Das ver-
weist direkt auf die vor dem Studium liegenden Bil-

10 Quelle: https://www.uni-bielefeld.de/ikg/, weitere Leseempfehlungen:
„Auf hohlen Köpfen ist gut trommeln!”: https://hpd.de/artikel/hohlen-
koepfen-gut-trommeln-14351 (hpd-Interview mit Michael Schmidt-Salo-
mon zum „Science March Germany 2017”), „Wissenschaft statt 'alternati-
ver Fakten'”: https://hpd.de/artikel/wissenschaft-statt-alternativer-fakten-
14344 (hpd-Bericht über den „Science March Germany 2017” in Berlin),
„Die 10 Gebote der Rationalität”: http://grenzen-der-toleranz.de/die-10-
gebote-der-rationalitaet (Auszug aus dem Buch „Die Grenzen der Toleranz
– Warum wir die offene Gesellschaft verteidigen müssen”, Piper 2016).
Erstveröffentlichung auf der Webseite der Giordano Bruno Stiftung:
https://www.giordano-bruno-stiftung.de/meldung/science-march-2018

11 Luxemburg, R. (1918): Zur russischen Revolution. In: GW 5, S. 359. 
12 Öcal, S. (2013): Die Meinungsfreiheit in der türkischen Verfassung im

Lichte der Meinungsfreiheit in der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion: eine rechtsvergleichende Betrachtung. (Schriftenreihe zum interna-
tionalen Einheitsrecht und zur Rechtsvergleichung 35). Hamburg.
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dungsstufen, die offensichtlich nicht imstande sind,
diese Teile der Bevölkerung für die Gesellschaft und ihre
Werte zu gewinnen. Da die dortigen Lehrkräfte im We-
sentlichen an Hochschulen ausgebildet werden, bedarf
es außer der Lösung der Tagesprobleme durch Hoch-
schulleitungen einer gründlichen Ursachenanalyse. Die
Relevanz der Lehrerbildung und der Lehrerweiterbil-
dung steht ganz vorne an. Und das Berufsbild der Leh-
renden an Hochschulen muss in seiner Aufgabenbreite

geprüft werden. Schon der wissenschaftliche Nach-
wuchs muss auf die gewandelten Aufgaben umsichtig
vorbereitet werden. Dass sehr viele Lehrende mit dem
für alle Studiengänge geltenden Studienziel „citizen -
ship“ in ihren Veranstaltungen wenig anfangen können,
bietet Hinweise, wo angesetzt werden könnte. Vor
allem muss zügig gehandelt werden.

Dokumentation: Wolff-Dietrich Webler

Qualität in der Wissenschaft (QiW) 
Zeitschrift für Qualitätsentwicklung in Forschung, 
Stu dium und Administration, Jg. 12, Ausgabe 3/2018

Zum Themenschwerpunkt:
Die Bewertung von Leistungen in der Wissenschaft ist
kein neues Phänomen – ganz im Gegenteil: Die Bewer-
tung von Leistungen ist im Urteil von Kolleginnen und
Kollegen seit jeher ein substantieller Bestandteil von
Forschung und Erkenntnisfortschritt, die Wissenspro-
duktion in den Kontext von Reflexion, Revision und
Weiterentwicklung stellen.
Vergleichsweise neueren Datums hingegen ist die
Weiterung der Bewertung von Leistungen auch in allen
anderen Handlungsfeldern von Hochschulen, d.h. sowohl
im Hinblick auf Lehrleistungen als auch solchen in Wis-
senschaft unterstützenden Bereichen. Neben unter-
schiedlichen Verfahren der Evaluation rücken hierbei In-
dikatoren gestützte Bewertungsverfahren mehr und mehr
in den Vordergrund. Diese Entwicklung charakte risiert
unter anderem einen Spagat, indem Leistungsbewertung
im Hinblick auf die Generierung von Steuerungsdaten auf
der einen Seite dahin strebt, kompakte, schnell zu er-
fassende und zu vergleichende Daten zu generieren. Auf
der anderen Seite steht das Bestreben nach Differen-
zierung und Kontextualisierung von Daten, die der
Verkürzung von Informationen entgegenwirken.
Dies führt zu folgenden – nicht erschöpfenden – The-
menkomplexen, die mit dem vorliegenden Call adre -
ssiert werden sollen:
•  Modelle der Bewertung von Leistungen in der Wis-

senschaft,

Call zum QiW-Themenheft: 
„Leistungsbewertung in der Wissenschaft“

•  Ergebnisse zu eingesetzten Bewertungssystemen,
•  Intendierte und nicht intendierte Wirkungen der

Leistungsbewertung in der Wissenschaft,
•   Steuerungseffekte von Leistungsbewertungen,
•  …

Die Beiträge können sich auf alle Leistungsbereiche von
Hochschulen wie auch auf die jeweiligen Handlungsebe-
nen (individuelle Ebene, Fachebene, Hochschulebene,
Hochschulsystemebene) beziehen. Sie können sowohl
empirischer, theoretischer oder auch konzeptioneller 
Art sein. 
Beiträge können bis zum 15. September 2018 für alle
Rubriken der Zeitschrift (insb. Forschung über Qualität,
Qualitätsentwicklung/-politik, Anregungen für die Pra xis/
Erfahrungsberichte) in deutscher oder englischer Sprache
eingereicht werden. Sämtliche eingereichten Beiträge wer-
den einem Peer-Review-Verfahren unterzogen. 

Die Autorenhinweise des Verlages entnehmen Sie bitte
den im Internet vorgehaltenen Dokumenten:
www.universitaetsverlagwebler.de/autorenhinweise

Informationen zur Zeitschrift finden Sie unter 
www.universitaetsverlagwebler.de/qiw

Einreichungen richten Sie bitte in elektronischer Form
an die Herausgeber des Themenheftes:
• Prof. Dr. Philipp Pohlenz (OVGU Magdeburg), 

E-Mail: philipp.pohlenz@ovgu.de
• Prof. Dr. Uwe Schmidt (JGU Mainz), 

E-Mail: Uwe.Schmidt@zq.uni-mainz.de 

Liebe Leserinnen und Leser,

nicht nur in dieser lesenden Eigenschaft (und natürlich für künftige Abonnements) sind Sie uns willkommen. 

Wir begrüßen Sie im Spektrum von Forschungs- bis Erfahrungsberichten auch gerne als Autorin und Autor. 

Der UVW trägt mit seinen Zeitschriften bei jahresdurchschnittlich etwa 130 veröffentlichten Aufsätzen erheblich

dazu bei, Artikeln in einem breiten Spektrum der Hochschulforschung und Hochschulentwicklung eine Öffentlich-

keit zu verschaffen: Politik, Entwicklung und strukturelle Gestaltung, Organisations- und Managementforschung,

Praxis- & Erfahrungsberichte, aber ebenso Rezensionen, Tagungsberichte, Interviews usw. Die Hinweise für

Autor/innen finden Sie unter www.universitaetsverlagwebler.de/autorenhinweise
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Gütersloh, 13. April 2018: Welche Rolle spielen die
Fakultäten bei der Finanzstrategie einer Hochschule? Mit
dieser Frage beschäftigt sich eine aktuelle Untersuchung
des CHE Centrum für Hochschulentwicklung. Die Ergeb-
nisse einer Befragung unter rund 500 Perso nen aus dem
Fakultätsmanagement zeigt: Einzelne Steu erungselemen -
te wie Globalbudgets oder Zielvereinba rungen müs sen
noch besser aufeinander abgestimmt werden. 

Fakultäten spielen an deutschen Hochschulen eine wich -
tige Rolle: Sie sind der Ort von Lehre und For schung.
Dabei sollen sie ihre Ziele strategisch entwickeln und Fi-
nanzmittel bestmöglich einsetzen. Dies führt regelmäßig
zu kleinen und großen Herausforderungen, sei es die
Weiterbeschäftigung von Personal, die Akkreditierung
von Studienangeboten oder die Förderung von For -
schungsschwerpunkten. Die Hoch schulreformen der ver-
gangenen Jahre haben zur Bewältigung dieser Heraus-
forderungen ein Konzept entwickelt:
• Globalbudgets und Personalkostenbudgetierung der

Fakultäten sollen die nötige finanzielle Flexibilität
schaffen, um vor Ort in den Fakultäten Probleme zu
lösen.

• Zielvereinbarungen und das Prinzip der leistungsorien-
tierte Mittelvergabe (LOM) sollen an den Fakultäten
Leistungsanreize und Motivation für gemeinsame Ziele
schaffen.

Eine Analyse des CHE hat den Einsatz und die Effekte
dieser vier Steuerungsmechanismen in der Hochschul-
praxis untersucht. Datengrundlage war eine Befragung
von rund 500 Personen aus dem Fakultätsmanagement
an deutschen Hochschulen. Das Ergebnis ist: Nicht alle
Instrumente wirken aus Sicht der Fakultät wie gedacht,
richtig miteinander kombiniert kann dennoch ein posi-
tiver Gesamteffekt entstehen.    
Rund zwei Drittel der Befragten praktizieren an ihren
Hochschulen Globalbudgets, Zielvereinbarungen und
LOM. Bei der Personalkostenbudgetierung, also der
Möglichkeit auch Personalmittel in der Fakultät zu
steuern, liegt der Wert mit 40 Prozent etwas niedriger.
Vor allem für kleine Hochschulen scheint dieser Steu -
erungsansatz nicht immer umsetzbar zu sein.
Während Globalhauhalte und Personalkostenbudge -
tierung aus Sicht der Befragten tatsächlich entscheidend
dazu beitragen, dass die Fakultäten strategische Projekte
umsetzen und Probleme lösen können, scheinen LOM
und Zielvereinbarungen auf den ersten Blick ihre Funk-
tion zu verfehlen: Nur etwa 30 Prozent der Befragten
sehen in den Instrumenten die erhoffte motivierende
Wirkung auf die Wissenschaftler. Doch es gibt auch 
po sitive Effekte: Die Zielvereinbarungen werden ins-
besondere für geeignet gehalten, das Vertrauen zwi -
schen Hochschulleitung und Fakultäten zu stärken, an
der LOM wird besonders die transparenzfördernde
Wirkung geschätzt. 

CHE Fakultätsmanagement-Umfrage: 
Zwei Drittel der Befragten verfügen über finanzielle Flexibilität 

„Daraus resultiert ein Auftrag an die Gestaltung der In-
strumente“, stellt CHE Geschäftsführer Frank Ziegele
fest. „Wenn die Hochschulleitung die Effekte der Indika-
toren der leistungsorientierten Mittelvergabe den Fa -
kultäten über Berichte transparent macht und im Rah-
men der Zielvereinbarung der Fakultät einen Ver-
trauensvorschuss kommuniziert, dann setzen diese 
Instrumente einen guten Rahmen für die finanziellen
Freiheiten der Fakultät.“
Insgesamt beobachten die CHE Autoren noch zu viel
Nebeneinander der einzelnen Instrumente und empfeh -
len sogenannte „package deals“, in denen die Instru-
mente besser aufeinander abgestimmt statt unabhängig
voneinander entwickelt werden. „Entscheidend ist bei
allem auch der Faktor Mensch“, so Ziegele, „schließlich
wirken die diskutierten Instrumente besser, wenn das
Fakultätsmanagement das Scharnier zwischen der 
Organisation Hochschule und den Wissenschaftlern in
den Fakultäten bildet.“ Dafür würde dort das Fachwis-
sen um die Technik der Steuerungsinstrumente genauso
benö tigt wie etwa Verhandlungsgeschick und Überzeu-
gungskraft. 
Das CHE begleitet die Entwicklung des Fakultäts -
managements an Hochschulen bereits seit 14 Jahren 
mit Untersuchungen, Publikationen und Veranstaltun-
gen. Hier zu gehört auch das „CHE Forum Fakultäts -
management“, das in diesem Jahr am 4./5. Juni in Kassel
statt findet.

Über diese Studie:
Im Auftrag des CHE Centrum für Hochschulentwicklung
untersuchte CHE Consult die internen Steuerungsinstru-
mente in deutschen Hochschulen. Grundlage der
Analyse waren die Ergebnisse einer Befragung von rund
500 Hochschulmitarbeitern im Jahr 2016. Hierzu
zählten Professor/innen, wissenschaftliche und nicht-
wissenschaftliche Mitarbeiter/innen sowie Verwaltungs-
direktor/innen. Autoren der Studie „Rahmenbedingun-
gen und Effekte von Steuerungsinstrumenten in Fach-
bereichen und Fakultäten an deutschen Hoch schulen“
sind Thimo von Stuckrad, Frank Ziegele, Christian
Berthold und Lukasz Hill. Sie ist der erste von zwei
Teilen der „Untersuchung Fakultätsmanagement 2016“
die im Frühjahr 2018 veröffentlicht werden.   

Die Studie finden Sie zum Download unter folgender
Adresse:
http://www.che.de/downloads/CHE_AP_208_Fakultaets
management_2016_Effekte_Steuerungsinstrumente.pdf

Ein Interview mit CHE Geschäftsführer Frank Ziegele im
Magazin „Wissenschaft und Management“ findet sich
online unter: 
http://www.che.de/downloads/WM0318_Fak_Manage
ment_Interview_Ziegele_2128.pdf

Mel dungenHM
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München, 26. April 2018: Technikwissenschaftliche
Fächer brauchen eigene, adäquate Qualitätskriterien für
die Bewertung von Forschungsleistungen und die Beru-
fung von Professorinnen und Professoren. acatech –
Deutsche Akademie der Technikwissenschaften for-
muliert in einem heute veröffentlichten Positionspapier
zehn Qualitätskriterien, die in einem breiten Meinungs-
bildungsprozess entstanden sind. Insbesondere sollen
konkrete Entwicklungen und die Zusammenwirkung im
Innovationssystem ebenso stark gewichtet werden wie
Publikationslisten. In einer zweiten acatech POSITION
fordert die Akademie mehr Berufungen von praxiser-
fahrenen Professorinnen und Professoren in den Tech-
nikwissenschaften.
Die Verbindung von Grundlagenforschung, Entwicklung
und Umsetzung in konkreten Technologien ist die Auf-
gabe der Technikwissenschaften. Die Anzahl an Publika-
tionen oder an Zitationen stellt nur ein Kriterium unter
anderen dar. Deshalb brauchen die Technikwis-
senschaften eigene Kriterien, mit deren Hilfe sich Qua -
lität bewerten lässt. Eine Arbeitsgruppe unter Leitung
von Wolfgang König (TU Berlin) hat zehn Kriterien erar-
beitet, welche die Akademie in einer acatech POSITION
zusammenfasst. Wolfgang König: „In der Bewertung
wissenschaftlicher Leistungen sind allgemein eng -
lischsprachige Publikationen besonders wichtig. Ge -
messen werden sie beispielsweise im Hirsch-Faktor oder
im Impact-Faktor. Internationale Publikationen sind je-
doch nicht die vordringliche Aufgabe der Technikwis-
senschaften – hier geht es um die Entwicklung konkreter
Technologien und die interdisziplinäre Zusammenarbeit
im Innovationssystem.“
Als Qualitätskriterien für die Technikwissenschaften
schlägt acatech vor: 
• Publikationen – nicht allein gemessen am Impact im

globalen Wissenschaftssystem sondern auch an Nutzen
und Wirkung im nationalen Innovationssystem,

• Drittmittel – gemessen an der Zahl der eingeworbenen
Stellen,

• Zahl der betreuten Promotionen und Habilitationen
und Qualität der Betreuung,

• Leitung und Beteiligung an Forschungsverbünden,
• Patente und insbesondere Lizenzen für die Anwendung
• Ausgründungen – verbunden mit Kriterien wie der An-

zahl an geschaffenen Arbeitsplätzen oder der Höhe
des Umsatzes,

• Organisation anerkannter wissenschaftlicher Veran -
staltungen,

• Internationaler Wissensaustausch, für den beispiels -
weise wechselseitige Gastaufenthalte einen Indikator
darstellen,

• Das – zumeist ehrenamtliche – Engagement in Wis-
senschaft und Wissenschaftsförderung: Dazu gehören
Positionen in wissenschaftlichen Gesellschaften und
Vereinen, in Standardisierungsgremien, in der Selbstver-
waltung der Wissenschaft oder in Fördereinrichtungen,

Professoren mit Praxiserfahrung vermisst 
– Technikwissenschaften brauchen neue Berufungskriterien

• Wissenschafts- und Innovationspreise sowie Auszeich-
nungen.

Mehr praxiserfahrene Professorinnen und Professoren
an deutschen Universitäten
Ein zweites Positionspapier setzt sich – anschließend an
die formulierten Qualitätskriterien – für entsprechende
Berufungen von Professorinnen und Professoren ein.
Wolfgang König: „Wir beobachten, dass bei Berufungen
Praxiserfahrung als Auswahlkriterium an Gewicht ver-
liert. Das ist ein problematischer Trend.“ acatech Präsi-
dent Dieter Spath unterstreicht die Bedeutung des Pra -
xistransfers: „Gerade der Transfer zwischen Forschung
und Anwendung in Unternehmen macht die Stärke
eines Innovationssystems aus. Dafür brauchen wir Pro-
fessorinnen und Professoren, die die Brücke zwischen
Forschung und Praxis in beide Richtungen überqueren.“
acatech fordert entsprechend Hochschulen auf, Kriterien
jenseits der Publikationsleistung stärker zum Maßstab
von Berufungen zu machen – wie sie die aktuelle 
aca tech POSITION zum Thema vorschlägt. Eine reine
Hochschullaufbahn sollte nicht zur Regel werden.
Außerdem sollten Politik und Hochschulleitungen
Freiräume für selbstverantwortete Forschung und Lehre
schaffen, um den Weg von der Wirtschaft zurück in die
Wissenschaft attraktiver zu machen. Dies könnte durch
die Reduktion der individuellen Lehrbelastung gelingen.
Im Gegenzug sollte die Wirtschaft Publikations-
möglichkeiten für ihre leitenden Beschäftigten erwei -
tern, um deren Chancen auf eine Berufung an
Hochschulen zu erhöhen.

Weiterführende Informationen:
Projektseite Qualitätskriterien und Berufungen in den
Technikwissenschaften: 
http://www.acatech.de/de/projekte/projekte/bewertun
gskriterien-fuer-die-technikwissenschaften-und-berufun
gen-in-den-technikwissenschaften.html
acatech Position Qualitätskriterien in den Technikwis-
senschaften:
http://www.acatech.de/de/publikationen/stellungnahm
en/acatech/detail/artikel/qualitaetskriterien-in-den-tech
nikwissenschaften-empfehlungen-zur-bewertung-von-w
issenschaftlichem.html
acatech Position Berufungen in den Technikwis-
senschaften:
http://www.acatech.de/de/publikationen/stellungnahm
en/acatech/detail/artikel/berufungen-in-den-technikwis
senschaften-empfehlungen-zur-staerkung-von-forschun
g-und-innovation.html

Ansprechpartner:
Marc-Denis Weitze, Leiter Themenschwerpunkt Tech-
nikkommunikation, acatech Geschäftsstelle, 
E-Mail: weitze@acatech.de 
Tel.: +49 (0)89/52 03 09-50
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Gütersloh, 19.04.2018: Die von der Politik angestrebten
Handlungsspielräume deutscher Hochschulen in finan -
ziellen Fragen werden in der Praxis auch weitgehend
durch die Länder gewährt. Ein Rollback zur staatlichen
Detailsteuerung ist nicht erkennbar. Zu diesem Ergebnis
kommt eine Analyse des CHE Centrum für Hochschul-
entwicklung. Allerdings gibt es ein zum Teil wider-
sprüchliches Nebeneinander verschiedener Steuerungs-
instrumente und rechtlicher Rahmenbedingungen. 
Seit den 1990er Jahren haben die deutschen Hochschulen
im Verhältnis zur Politik deutlich an Autonomie gewon-
nen. Insbesondere wurde ihnen größere Eigenverantwor-
tung in finanziellen Fragen zugestanden. Sichtbares Zei-
chen dafür sind etwa die Möglichkeit zur Bildung von
Rücklagen oder die Einführung von Globalbudgets. Die
Ausgestaltung der Finanzautonomie wurde in den Ländern
auf verschiedene Weisen umgesetzt. In manchen Ländern
wurden die Eingriffsmöglichkeiten des Staates in den letz-
ten Jahren wieder ausgebaut. Es stellt sich die Frage, ob
die Handlungsfähigkeit der Hochschulen unter den aktuell
gültigen Rahmenbedingungen eingeschränkt ist.
Eine Analyse des CHE Centrum für Hochschulentwick-
lung hat die tatsächliche Finanzautonomie der Hoch-
schulen in der Praxis untersucht. Analysiert wurde die
Situation exemplarisch für Nordrhein-Westfalen und
Brandenburg. Das Ergebnis: In beiden Ländern ist die 
finanzielle Hochschulautonomie nicht massiv einge-
schränkt. „Die einmal gewährten Handlungsspielräume
der Hochschulen sind über die Jahre trotz wechselnder
Landesregierungen erhalten geblieben“, bilanziert Ulrich
Müller. Der Leiter politische Analysen beim CHE er-
gänzt: „Einen grundsätzlichen Rollback bei der Finanz-
autonomie der Hochschulen – wie er gelegentlich be-
fürchtet wird – können wir aktuell nicht erkennen. Aber
Finanzautonomie ist nicht etwas, das man einmalig ein-
führt und das dann auf ewig weiterbesteht. Finanzauto-
nomie muss dauerhaft gestaltet und verteidigt werden.“
Deutlich zeigt sich bei der Untersuchung ein Nebenei -
nander alter und neuer Steuerungsinstrumente. Zu den
Prinzipien der in diesem Sinne alten Steuerung, in der
die Hochschulen kleinteiligen und detaillierten Regelun-
gen unterworfen sind, gehören u.a. die Lehrverpflich-
tungsverordnung, die Kapazitätsverordnung oder der
Stellenplan. Für die neuen, Autonomie gewährenden
Steuerungsmechanismen der Länder stehen Elemente
wie Zielvereinbarungen und Globalbudgets.
Die Ergebnisse der CHE Analyse zeigen, dass sich beide
Ansätze in der Praxis noch gegenüberstehen oder nicht
genügend harmonisiert sind. Die Autor/innen Christian
Berthold und Akiiki Babyesiza sehen das deutsche Hoch-
schulsystem hier noch in einem Stadium des Übergangs.

Wünschenswert wäre aus ihrer Sicht ein Steuerungsmo-
dell, das konsequenter als bislang auf die Gestaltungs-
freiheit der Hochschulen setzt und die Widersprüche
zwischen den Ansätzen reduziert. Mitunter hapert es
auch an der Art der Umsetzung, etwa wenn die Steue-
rungsinstrumente auf eine Weise implementiert werden,
in der die kleinteiligen Dokumentationspflichten die ge-
wonnenen Handlungsspielräume wieder kompensieren.
Als weiteres Hemmnis identifiziert die Analyse zudem
zahlreiche Vorgaben oder Einschränkungen aus dem
wissenschaftsfernen Umfeld, die für einen erhöhten
Bürokratieaufwand sorgen. In Bereichen wie Steuer-,
Vergabe oder Arbeitsrecht wurde die Anwendung auf
Wissenschaftseinrichtungen in den Gesetzgebungspro-
zessen oft nicht hinreichend berücksichtigt. So sorgt
etwa das Mindestlohngesetz zu einem erheblichen Do-
kumentationsaufwand bei der Beschäftigung von stu-
dentischen und wissenschaftlichen Hilfskräften.
Neben der Zusammenführung kleinteiliger Programm-
förderungslinien spricht sich das CHE auch für eine Re-
form formaler Regelwerke wie der Kapazitätsverordnung
und des Stellenplans sowie für die Verknüpfung vonei -
nander losgelöster themenspezifischer Hochschulverträ-
ge zur Vermeidung der Steuerungsdiffusion aus. Darüber
hinaus ist die Entscheidungsfreiheit der Hochschulen bei
der Einführung von Studierendenbeiträgen langjährige
Position des CHE. „Zur Finanzautonomie gehört grund -
sätzlich auch die Freiheit, Drittmittel für die Lehre zu ak-
quirieren“, erklärt Ulrich Müller. Strategische Entschei-
dungen für oder gegen die Erhebung etwa von Absol-
ventenbeiträgen sollten auch von Hochschulen selbst
diskutiert und getroffen werden können – nicht allein in
Bezug auf Weiterbildungsangebote.

Über diese Studie:
Im Auftrag des CHE Centrum für Hochschulentwicklung
untersuchte CHE Consult die Finanzautonomie der
Hochschulen in Nordrhein-Westfalen und Brandenburg.
In beiden Bundesländern wurden Interviews mit Haus-
haltsexpert/innen an jeweils zwei Fachhochschulen und
Universitäten durchgeführt sowie hochschulpolitische
Dokumente, nicht-hochschulbezogene Gesetze, das
Programmmittelaufkommen und die politische Wahr-
nehmung von Rücklagen analysiert. Autor/innen der
Studie „Tatsächliche Hochschulautonomie am Beispiel
der finanziellen Steuerung der Hochschulen in Branden-
burg und Nordrhein-Westfalen“ sind Akiiki Babyesiza
und Christian Berthold. 

Ansprechpartner: Ulrich Müller, Tel. +49 (0)5241/9761-56,
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Fo 3+4/2017
Forschungsethik im Wandel

Gert G. Wagner
Ethische Prinzipien beim 
Forschungsprozess und dessen 
Verwertung sind nur durch 
Selbstdisziplin der Akteure 
durchsetzbar

Alena Buyx 
Forschungsethische Implikationen
von Big Data im Gesundheitsbereich: 
die Stellungnahme des Deutschen
Ethikrats von November 2017

Jan-Hendrik Heinrichs 
& Dirk Lanzerath
Nichtmedizinische Forschung am
Menschen – Probandenschutz 
jenseits der Medizin

Sebastian Graf von Kielmansegg
Forschungslegitimation durch 
Einwilligung: Zwischen Autonomie
und staatlicher Regulierung

Stefan Brandenburg, Michael
Minge, Dietlind Helene Cymek 
& Laura Zeidler
Ethische Aspekte in der Forschung 
zu Mensch-Maschine-Systemen 
– Einblicke in die Arbeit einer 
Ethik-Kommission

Fo-Gespräch mit Regina Riphahn, 
der Vorsitzenden des Rats für 
Sozial- und Wirtschaftsdaten 
(RatSWD)

Marcus E. M. Baumann 
& Charlotte L.C. Biegler-König
Invention – Applikation – 
Innovation
Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften im deutschen 
Innovationssystem
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In eigener Sache

Nachruf auf Gerd Köhler

Hochschulforschung

David Johann 
& Sabrina Jasmin Mayer
Was Wissenschaftler/innen an 
Universitäten über das 
Promotionsrecht für 
Fachhochschulen denken

Zuzanna Kita
Studienabbruch und 
Studienerfolg im 
Bachelor-Studium in Sozialer Arbeit

Hochschulentwicklung/-politik

Marcus E. M. Baumann 
& Charlotte L. C. Biegler-König
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– Innovation
Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften im deutschen 
Innovationssystem

Helen Knauf
Lehre 2.0: Wissenschaftliches 
Bloggen mit (früh-)pädagogischen
Fachkräften
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Personal- und 
Organisationsentwicklung/-politik

Katharina Schurz 
& Martina Holtgräwe
Welche hochschuldidaktischen 
Qualifizierungswünsche haben 
Lehrende an einer Fachhochschule?
Eine Bedarfsstudie

Antje Nissler
Didaktische Beratung und 
Begleitung von Hochschullehrenden
in der Praxis 
– Das Beratungskonzept 
aus dem Projekt HD MINT

Thomas Hartmann, 
Katharina Greiner 
& Kerstin Baumgarten
Auf dem Weg zu einer 
gesundheitsfördernden Hochschule

Andrea Widmann
Rollenverständnis von 
Führungskräften

Anregungen für die Praxis/
Erfahrungsberichte

Nicole Auferkorte-Michaelis 
& Sylvia Ruschin
Hochschuldidaktik als Bestandteil
ganzheitlicher Personalentwicklung
an Hochschulen: 
Kompetenzentwicklung für die
Lehre!
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Evaluation an Hochschulen: 
Entwicklung – Stand – Perspektiven

Qualitätsentwicklung, -politik

Lukas Mitterauer
Entwicklung der Evaluation an 
Österreichs Universitäten

Philipp Pohlenz 
Evaluation von Studium und Lehre 
an Hochschulen in Deutschland

Susan Harris-Huemmert
The role of peer review in science

Christine Meyer Richli
Evaluation an Schweizerischen 
Universitäten – nur 
Evaluationsaktivität oder bereits
Evaluationskultur?

Sandra Wagner
Erfolgsfaktoren zur Förderung von
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Lehrveranstaltungsbeurteilung an
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Michael Frais
Der Aufbau eines Bottom-up 
Evaluationssystems an der PH Zürich
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Forschungsergebnisse und Praxis -
berichte über Orientierungs -
studiengänge 

Uwe Schmidt
Aller Anfang ist schwer?! 
Modelle und ausgewählte 
empirische Befunde zum Übergang
in die Studieneingangsphase.

Zur Einleitung: Warum so viele 
Orientierungsstudiengänge an 
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und Zielsetzungen
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& Hans-Joachim Schwab
Das Orientierungsstudium MINTgrün

der TU Berlin als Beispiel eines 
Orientierungsstudienprogramms in
Deutschland

Martina Klocke, Vera Richert 
& Maike Sube 
Vier Jahre „Guter Studienstart im 
Ingenieurbereich“: Entwicklung und
Perspektiven des „nullten 
Semesters“ in Aachen

Siegfried Engl & Sebastian Mebes 
Das Einführungs- und 
Orientierungsstudium EinS@FU 
der FU Berlin

Nicole Undeutsch & Franz Oberlehner
Psychische Belastung und 
Beratungsanliegen von 
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Studierendenberatung 
– eine Querschnittsuntersuchung
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Neue Aspekte der 
Internationalisierung/Globalisierung
im Hochschulbereich

Politik, Gestaltung und 
Entwicklung der IVI

Wolff-Dietrich Webler
Generalangriff des 
„Neuen Nationalismus“ auf die 
akademische Freiheit?
Oder: Internationalisierung … ist
das nicht gefährlich für die eigene
Identität?

Christian Bode
The "Global Citizen" 
– Der Bildungsauftrag der 
Hochschulen in Zeiten der 
Globalisierung 
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Internationale Studiengänge in den Geistes- und Kulturwissenschaften:
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Der vorliegende Sammelband
widmet sich jenen Aspekten,
die für die Internationalisie-
rung der Lehre gerade in den
Geistes- und Kulturwissen-
schaften von besonderer Re-
levanz sind:
Sprachliche Vielfalt – Interna-
tionale Studiengänge haben
beinahe immer das Englische
als Unterrichtssprache. Ist das
aus pragmatischen Gründen
unumgänglich oder gibt es
Konzepte, wie auf diesem
Feld die Geistes- und Kultur-
wissenschaften ihrem Auftrag
der Pflege und Förderung der
sprachlichen Vielfalt gerecht
werden können?
International Classroom – Die
Studierendenschaft interna-
tionaler Studiengänge ist in
besonderem Maße inhomo-
gen. Wie kann das, was die
Studierenden an unterschied-
lichem fachlichen, kulturellen
und sozialen Wissen mitbrin-
gen, als Chance begriffen und
nutzbar gemacht werden, 
gerade auch für die Studien -
inhalte?
Employability – Der Übergang
von der Universität in die Be-
rufswelt stellt in den Geistes-
und Kulturwissenschaften
eine besondere Herausforde-
rung dar. Durch welche Kon-
zepte und Maßnahmen kön-
nen schon während des uni-
versitären Studiums Berufs-
fähigkeit und berufsbefähi-
gende Kompetenzen sinnvoll
gefördert werden, insbeson-
dere – aber nicht nur – in in-
ternationalen Studiengängen?
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